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Vorbemerkung 
 

Der nachfolgende Text setzt sich auseinander mit den abolitionistischen, d. h. auf die 

Abschaffung von Prostitution gerichteten Ansichten von Magdalena Breymaier.  

 

Breymaier ist Sozialdemokratin. Sie trat 1982 mit 22 Jahren in die SPD ein, dem Jahr, in 

dem auch ihre Karriere als Sekretärin der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft begann. 

Von 2007 bis 2016 war Breymaier ver.di-Landesbezirksleiterin in Baden-Württemberg. Von 

2016 bis 2018 war sie Vorsitzende der baden-württembergischen SPD.  

 

Doch in Baden-Württemberg ist mit der SPD schon seit Langem kein Blumentopf mehr zu 

gewinnen. Lag die Mitgliederzahl der SPD dort 1992 noch bei 66.000, so hat sich diese Zahl 

auf 36.000 nahezu halbiert. Erreichte man 1992 bei den Landtagswahlen noch 29,4 %, so 

reichte es 2016 gerade mal für schlappe 12,7 % der Wählerstimmen. Vor diesem 

Hintergrund orientierte sich Breymaier nach Berlin, wo sie seit 2017 für die SPD als 

Abgeordnete im Deutschen Bundestag sitzt. Mittlerweile ist sie Mitglied im Vorstand der 

Bundes-SPD.  

 

Breymaier ist kirchennah. Daher auch ihre abolitionistische, auf die Abschaffung von  

Prostitu-tion gerichtete Gesinnung. 2013 unterschrieb sie den unsäglichen Appell von Alice 

Schwarzer gegen Prostitution und ist seitdem bemüht, als bekennende Prostitutionsgegnerin 

im Gespräch zu bleiben. Im Juni 2019 gründete sie in Berlin zusammen mit dem CDU-

Bundestagsabgeordneten und Offizier der Heilsarmee Frank Heinrich einen 

fraktionsübergreifenden Arbeitskreis zur Einführung des ‚Nordischen Modells‘ in 

Deutschland. Vertreter/innen des ‚Nordischen Modells‘ versuchen, über den Umweg der 

strafrechtlichen Verfolgung von Prostitutionskunden dem totalitären Projekt einer Ausrottung 

der Prostitution einen Schritt näher zu kommen.  

 

Die Berliner Sexarbeiterin Salomé Balthus bezeichnete Breymaier vor Kurzem als 

„schwäbischen Pietcong“. Diese geistreiche Charakterisierung transportiert freilich nur die 

halbe Wahrheit. Breymaier mag – außer vom sozialdemokratischen Opportunismus – auch 

vom Puritanismus des württembergischen Pietismus geprägt sein. Aber die Anspielung auf 

den Vietcong, die Guerillaorganisation, die während des Vietnamkriegs den bewaffneten 

Widerstand gegen die imperialistische amerikanische Besatzung Vietnams zum Sieg führte, 

ist doch etwas zu viel der Ehre.  

 

Denn die allgegenwärtige Seichtigkeit des Gedankens bei Breymaier, ihr impulsiver Drang, in 

Ermangelung von Argumenten hinsichtlich Prostitution mit leeren Behauptungen, 

faktenfreien Unterstellungen und Lügen um die Ecke zu kommen und draufzuschlagen – all 

das sind untrügliche Indizien dafür, dass das abolitionistische Projekt in Deutschland 

scheitern wird. 

 

Nachfolgende Auseinandersetzung befasst sich mit öffentlichen Äußerungen von Breymaier 

zu Prostitution. Der Krawall-Modus und die kalkulierte Dreistigkeit, mit der sie allenthalben 

vorgetragen werden, vermag deren Oberflächlichkeit nicht zu verbergen. Die Auseinander-

setzung mit Leuten wie Breymaier erfolgt nicht deshalb, weil deren Positionen zu Prostitution 

tatsächlich bedeutsam oder wichtig wären, sondern lediglich deshalb, weil manche – in 

Unkenntnis dieser Positionen – sie fälschlicherweise für wichtig halten.  

 

Das zu ändern, ist die erklärte Absicht des nachfolgenden Textes. 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Guerilla
https://de.wikipedia.org/wiki/Vietnamkrieg
https://de.wikipedia.org/wiki/Widerstand_(Politik)
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I. Leni‘s Welt: Eine ‚Haltung‘ einnehmen gegen Prostitution 
 

 

Magdalena „Leni“ Breymaier fordert eine „gesellschaftliche Haltung“ zu Fragen der Prostitu-

tion. Das klingt schneidig. Schluss mit Gleichgültigkeit, Schluss mit dem beliebigen Neben-

einander von Meinungen. Stattdessen öffentlich Position beziehen, was nicht jedem leicht 

fällt. Breymaier hätte dabei nachzuweisen, dass dies von der Sache her geboten und 

dringlich sei.  

 

Eine ‚Haltung‘ zu Fragen der Prostitution haben christliche Kirchen seit Jahrhunderten an 

den Tag gelegt. Sie war dezidiert ablehnend: mal waren es Ausrottungs-, dann 

Domestizierungs- bzw. Rettungsfantasien. Die von Breymaier geforderte Haltung – wer hätte 

das gedacht? – liegt nicht weit davon entfernt:  

 

 „Ich wünsche mir eine gesellschaftliche Haltung, die sagt: Es ist nicht normal, dass 

 man losgeht und sich eine Frau kauft.“ (Quelle 12 / siehe Ende des Artikels) 
 

Breymaier fordert einen Normalitäts-Diskurs, also eine auf allgemeinen Konsens abzielende 

gesellschaftliche Festlegung darüber, was in Bezug auf den Umgang mit Sexualität 

hierzulande als „normal“ bzw. „anormal“ anzusehen und entsprechend rechtlich zu sank-

tionieren sei. Auch hierbei folgt Breymaier christlicher Tradition. So verwundert nicht, dass 

sie es für wichtig erachtet,  
 

 „dass es Regeln des Zusammenlebens gibt, die nicht vom Gesetzgeber gemacht 

 sind. Dies hält sie für eine wichtige Aufgabe der Kirchen.“1
 

 

Nicht „normal“ ist für Breymaier Prostitution, weil man sich dabei „eine Frau kauft“. Anormal 

scheint daran nicht so sehr der Verkauf sexueller Dienstleistungen seitens der Frau, sondern 

ausdrücklich nur im „Kauf der Frau“ durch Männer. Vom „Kaufen“ spricht Breymaier nicht 

etwa in einem übertragenen Sinne, sie will das wortwörtlich verstanden wissen. So erklärt sie 

etwa: 

  

 Es handelt sich um einen „Markt, in dem schamlos Kinder, Jugendliche, 

 Schwangere und Zwangsprostituierte gekauft und verkauft werden…“  

 (Quelle 3; siehe Ende des Artikels) 
  

Es stellt sich die Frage, ob die von Breimaier geforderte ‚Haltung‘ hinsichtlich Prostitution 

tatsächlich auf empirisch nachprüfbarem Wissen gründet oder lediglich eine 

glaubensbasierte ‚Haltung‘ anstelle von Wissen tritt. Weiter stellt sich die Frage: Ist die 

abolitionistische „Wissens“-Produktion transparent und unter rationalen Gesichtspunkten 

nachvollziehbar? 

 

 

 

 

 

                                                           
1 „Ohne Zögern äußert sie ihre Auffassung, dass nach dem Tod nicht Schluss wäre. Es würde weitergehen, 

wenn auch nicht im Sinne einer Abrechnung. Für Leni Breymaier ist es außerdem wichtig, dass es Regeln des 

Zusammenlebens gibt, die nicht vom Gesetzgeber gemacht sind. Dies hält sie für eine wichtige Aufgabe der 

Kirchen.“ (zit. nach: https://www.kirchenbezirk-geislingen.de/fileadmin/mediapool/bezirke/KB_ Geislingen 

/KIBEZ_07_08_monitor.pdf 

https://www.kirchenbezirk-geislingen.de/fileadmin/mediapool/bezirke/KB_%20Geislingen%20/KIBEZ_07_08_monitor.pdf
https://www.kirchenbezirk-geislingen.de/fileadmin/mediapool/bezirke/KB_%20Geislingen%20/KIBEZ_07_08_monitor.pdf
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II. Breymaier gegen Prostitution: Sieben Essentials 
 

Breymaiers Haltung gegenüber Prostitution beruht im Wesentlichen auf sieben 

Grundannahmen, die aufeinander aufbauen und sich wechselseitig bedingen. 

Ausgangspunkt sind zwei Prämissen: 

 

(1) In der Prostitution erfolgt ein „Kauf von Frauen“; 

(2) Prostitution ist ein „Macht- und Gewaltinstrument zur Unterdrückung, Erniedrigung und  

      Vermarktung“ von Frauen durch Männer. 

 

Aus beiden Prämissen ergeben sich drei fundamentale Schlussfolgerungen hinsichtlich der 

Bewertung von Prostitution: 

 
(3) das Erfordernis der Dämonisierung von Prostitutionskunden als Kriminelle; 

(4) das Erfordernis der Verächtlichmachung von Frauen in der Prostitution; 

(5) das Erfordernis einer allseitigen Diskreditierung des Berufs Prostitution. 

 

Die notwendige politische Reaktion im öffentlichen Raum soll sich laut Breymaier in zwei 

Punkten zusammenfassen: 

 

(6) der Form nach: eine Moralpolitik unter dem Deckmantel von „Schutz“ und  

     „Menschenrechten“; 

(7) dem Inhalt nach: eine gesellschaftliche Ächtung der Prostitution im Namen der  

     Menschenwürde. 

 

Im Folgenden wollen wir uns mit den hier genannten sieben Essentials der von Breymaier 

geforderten Haltung gegenüber Prostitution näher befassen. 

 

 

II.1 Die FIKTION des FRAUENKAUFS in der PROSTITUTION 
 

 Breymaier: „Und was ist das für eine Gesellschaft, in der ein Geschlecht das andere

 kaufen kann?“ (Quelle 2) 

 

Die Kernaussage der (neo)abolitionistischen Perspektive auf Prostitution verdichtet sich in 

der Annahme, Prostituierte würden nicht nur sexuelle Dienstleistungen, sondern damit 

zugleich ihre Person verkaufen, sodass sie infolgedessen ihrer personalen Rechte beraubt 

sind und sich in einem rechtlosen Zustand befinden. 

 

Die Frage muss also lauten: Beinhaltet Prostitution, wie Breymaier unterstellt, den Kauf der 

Prostituierten durch die Käufer der sexuellen Dienstleistungen? 

 

Befürworter der Prostitution verneinen diese Frage und erklären, die Anbieter/innen sexueller 

Dienstleistungen veräußern lediglich diese selbst, ohne dass sich die anbietende Person 

damit zeitgleich veräußert. Prostitutionsgegner widersprechen dem und argumentieren, der 

Verkauf sexueller Dienstleistungen gegen Geld käme dem Verkauf der Person gleich, die 

sexuelle Dienstleistungen veräußere. Diese Person verliere im Akt der Prostitution ihren 

Subjektstatus und werde zum willenlosen Objekt im Besitz des Käufers. Damit aber erweise 

sich Prostitution – im Widerspruch zu den allgemein geltenden Menschenrechten – als 

sklavereiähnliches Verhältnis. 
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Die abolitionistische Argumentation verzichtet damit auf die Unterscheidung zwischen der 

produktiven Tätigkeit einer Person und der Person selbst, die diese Tätigkeit erbringt. 

Geleugnet wird, dass die auf natürlichen / gesellschaftlichen Fähigkeiten basierenden Tätig-

keiten lediglich eine Funktion der sie ausübenden Person sind, die selbst das übergreifende, 

koordinierende Zentrum dieser Tätigkeiten ist.  

 

Letztere Auffassung konzipiert das Verhältnis von Person und Tätigkeit als eine Einheit von 

Unterschieden, nicht aber als eine unterschiedslose Identität. Würde man die 

unterschiedslose Identität beider Aspekte unterstellen, hätte das logischerweise zur Folge, 

dass der Verkauf einer jeglichen Tätigkeit zugleich den Verkauf der sie ausübenden Person 

einschlösse. Dies käme einem sklavereiähnlichen Verhältnis gleich, wo eine Person zum 

Besitz(er) einer anderen Person würde.  

 

Würde man aber die Einheit von produktiver Tätigkeit und sie ausübender Person stets als 

unterschiedslose Identität deuten, so mündete nicht nur Prostitution, sondern jede Form der 

Lohnarbeit in pure Sklaverei: Kapitalisten würden dann nicht die Tätigkeit des Arbeiters zum 

Wert der Ware Arbeitskraft, sondern den Arbeiter selbst kaufen. Das zu behaupten 

entspräche freilich einer Enthistorisierung des gesellschaftlichen Verhältnisses der Sklaverei, 

einer Einebnung des historischen Unterschieds zwischen Sklaverei und 

Lohnarbeitsverhältnis.  

 

Das anzunehmen, ging offenbar selbst den Abolitionisten zu weit. Damit aber stehen sie vor 

dem erklärungsbedürftigen Dilemma, einerseits die produktive Tätigkeit und die sie 

ausübende Person unterschiedslos zu identifizieren, gleichzeitig aber anzunehmen, 

ausschließlich im Bereich der Prostitution gehe damit ein sklavenähnlicher Kauf der tätigen 

Person, der Sexarbeiterin, einher. 

 

Warum aber soll sich die Einheit von produktiver Tätigkeit und sie ausübender Person 

ausschließlich in der Prostitution als unterschiedslose ‚Identität‘ darstellen? Warum erfolgt 

allein hier diese sonderbare Verwandlung der Verkäuferin einer Tätigkeit in eine ihrer 

personalen Rechte beraubte Sklavin? 

 

Eine Erklärung für diesen Sachverhalt könnte möglicherweise darin liegen, dass es sich bei 

Prostitution – im Unterschied zur materiellen Produktion – um eine immaterielle persönliche  

Dienstleistung handelt. Bei persönlichen Dienstleistungen fallen – anders als in der 

materiellen Produktion – der Akt der Produktion und der der Konsumtion in eins. 

 

Doch diese alle persönlichen Dienstleistungen kennzeichnende Eigenheit vermag die 

angebliche Besonderheit der Prostitution, wonach hier Tätigkeit und Person in eins fallen und 

der Verkauf der Tätigkeit den der Sexarbeiterin mit einschließe, nicht wirklich zu begründen. 

Ansonsten müsste auch im Fall der bezahlten Tätigkeit von Ärzten, Physiotherapeuten, 

Lehrkräften oder künstlerischen Darsteller/innen etc. im Ergebnis ein Verkauf der Personen 

vorliegen, die diese Tätigkeiten ausüben. Bisher aber hat noch niemand gewagt zu 

behaupten, Ärzte oder Physiotherapeuten würden sich durch ihre Tätigkeiten an ihre 

Patienten oder Künstler sich an ihr Publikum verkaufen. Ein solch sonderbares Schicksal 

bleibt gemäß abolitionistischer Logik exklusiv den in der Prostitution tätigen Frauen 

vorbehalten.  

 

Bliebe als Erklärungsansatz nur noch die Besonderheit der prostitutiven Dienstleistung 

gegen-über sonstigen persönlichen Dienstleistungen, d. h. der intime Charakter dieser 

Dienstleistung. Zumal der Verkauf sexueller Dienstleistungen auch die Penetration des 

Körpers der Prostituierten durch den Prostitutionskunden mit einschließen kann. 
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Doch den Nachweis, warum ausgerechnet und exklusiv die körperliche Intimität den Unter-

schied macht, warum nur in diesem Kontext die produktive Tätigkeit mit der sie ausübenden 

Person zusammenfällt, haben bislang weder Breymaier noch andere Abolitionisten erbringen 

können.2 Es bleibt die argumentative Blackbox der abolitionistischen Perspektive auf 

Prostitution. 

 

Die offenkundige Weigerung, die Differenz zwischen produktiver Tätigkeit und der sie 

ausübenden Person durchgängig, d. h. auch im Falle von Prostitution anzuerkennen, steht 

für ein intellektuelles Versagen, das alle daraus abgeleiteten abolitionistischen Schlussfolge-

rungen entwertet.3 

 

 

II.2 PROSTITUTION als GEWALTVERHÄLTNIS 

 
 Breymaier: „In der Prostitution jedoch manifestiert sich… ein Macht- und 

 Gewaltinstrument zur Unterdrückung, Erniedrigung und Vermarktung von 

 hauptsächlich Frauen und Mädchen durch (maßgebliche) Männer.“ (Quelle 11)  

 Breymaier spricht von „Ausbeutungs- und Gewaltverhältnissen in der Sexindustrie“. 

 (Quelle 9) Prostitution bedeutet „tagtäglich massenweise Menschenrechts-

 verletzungen“. (Quelle 12) 

                                                           
2
 In Anbetracht dieser Verlegenheit mutmaßen Vertreter/innen der so genannten radikalen Feministen, dass es 

die Kombination von Intimität und geldvermitteltem Austausch sei, in der die „Objektifizierung“ und 
Entpersonalisierung der Sexarbeiterin zum Vorschein käme. Gerade das Dazwischentreten des Geldes 
verdeutliche, dass hier keine Einvernehmlichkeit bestünde. Von Einvernehmlichkeit könne nur die Rede sein, 
wenn es (auch) um die die Befriedigung der Sexualität der Sexarbeiterin gehe. Mit dem Kauf sexueller 
Dienstleistungen durch Prostitutionskunden sei jedoch klar, dass es allein um die Befriedigung seiner sexuellen 
Bedürfnisse gehe. Der geldvermittelte prostitutive Akt sei daher für sich genommen ein Indiz für eine nicht 
vorhandene Einvernehmlichkeit, für Unfreiwilligkeit und Zwang. Es bedarf also gar nicht weiterer Faktoren wie 
„Zuhälterei“, profitable Ausbeutung in Bordellen oder „Menschenhandel“, um von Unfreiwilligkeit in der 
Prostitution sprechen zu können. 
Das Absurde dieser Argumentation, die jenseits eigener Bedürfnisbefriedigung nicht etwa das „Reich der 
Notwendigkeit“, sondern Zwang und Gewalt lauern sieht,  besteht darin, dass dann auch andere 
geldvermittelte persönliche Dienstleistungen als sklavereiähnliche Zwangsverhältnisse gedeutet werden 
müssten. Friseure, Masseure und Therapeuten etc. etc., die in der Ausübung der von ihnen verkauften 
Dienstleistung nicht in jedem Augenblick die Erfüllung ihrer subjektiven Bedürfnisse erblicken dürften, wären 
dann unter der Hand Zwangsfriseure, Zwangsmasseure, Zwangstherapeuten… 
Der Knackpunkt hinsichtlich der Behauptung, Prostitution sei aufgrund der in ihr erfolgenden „Objektifizierung“ 
und „Entpersonalisierung“ per se eine Form von Zwang / Gewalt, wäre auch hier nicht die Geldvermittlung, 
sondern die Intimität für sich genommen.       
3
 „Linken“ Vertreter/innen unter den Abolitionisten sollte es zu denken geben, dass eine der großen 

wissenschaftlichen Leistung von Karl Marx darin bestand, seine Mehrwerttheorie auf die Unterscheidung, von 
Person, Tätigkeit und Arbeitskraft des produktiven Arbeiters zu stützen. Der kapitalistische Mehrwert beruht 
gerade auf der eminent wichtigen Unterscheidung zwischen dem Wert der Ware Arbeitskraft und dem Wert 
der Ergebnisse seiner Tätigkeit in Gestalt der produzierten Produkte. Auch wenn der Kapitalist sich die Tätigkeit 
des Arbeiters aneignet und ihn für sich arbeiten lässt, kauft er doch mitnichten die Person des Arbeiters. Die 
Arbeiter verkaufen laut Marx lediglich ihre Arbeitskraft, nicht aber ihre Person. Das gilt auch für die 
Verhältnisse der nicht-materiellen Produktion. Ohne derartige begriffliche Differenzierungen wäre die 
historische Spezifik kapitalistischer Produktion und Aneignung des Mehrwerts unbegriffen geblieben. Ohne 
derartige Differenzierungen gäbe es auch keine Theorie des Mehrwerts, die diesen unter Einhaltung der 
Gesetze des Austausches und unter Verzicht auf eine Erklärung aus außerökonomischen Faktoren wie Gewalt 
etc. erklärt.  
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Die hochproblematische und in keiner Weise begründete Annahme, der Kauf sexueller 

Dienstleistungen schließe den Kauf der Prostituierten als Person mit ein, verwandele sie 

mithin aus Subjekten in willenlose Objekte, hat eine weitere Grundannahme zur logischen 

Konse-quenz: In der Prostitution sei grundsätzlich Gewalt im Spiel.  

 

Der unreflektierte Glaube an die interessiert unterstellte Objektifizierung und Entpersonali-

sierung von Sexarbeiter/innen kann natürlich – wenn man das „freie“ Lohnarbeitsverhältnis 

zum Maß aller Dinge macht – nur als ein den „Menschenrechten“ zuwiderlaufendes 

Gewaltverhältnis gedeutet werden. 

 

Die Rede vom grundsätzlichen Gewaltcharakter der Prostitution – die abgespecktere 

abolitio-nistische Variante im Mainstream-Feminismus spricht von asymmetrischer 

Machtungleichheit in der Prostitution – resultiert dabei aus der vorangegangenen Prämisse 

des Frauenkaufs. Das grundsätzlich gewaltförmige Verhältnis in der Prostitution bedarf daher 

keiner empirischen Begründung mehr. Es handelt sich – wie auch die Fiktion des 

Frauenkaufs in der Prostitution – um eine apriorische Setzung, aus der sich alle weiteren 

Schlussfolgerungen quasi automatisch ergeben. 

 

Die abolitionistische Grundannahme, der Prostitutionskunde kaufe keine vorab 

ausgehandelte Dienstleistung, sondern eine ihre Rechte preisgebende, willenlose 

Prostituierte, erweist sich freilich bei Licht betrachtet als eine zum theoretischen Prinzip 

erhobene patriarchale Gewaltphantasie. Nur der idealtypisch als Vertreter des Patriachats 

auftretende Prostitutionskunde mag sich in maßloser Selbstüberschätzung zeitweilig und 

irrtümlich im Glauben wähnen, er kaufe mit der Dienstleistung auch die Person der 

Prostituierten.  

 

Obwohl die Abolitionisten sich gerne als Feministinnen ausgeben, machen sie sich ohne 

Scheu eine originär patriarchale Sichtweise zu eigen und erheben sie in den Rang eines 

obersten Glaubensprinzips. Derartige Wahnvorstellungen scheitern jedoch in der Realität 

bereits daran, dass Sexarbeiter/innen – wie andere Menschen auch – zur Selbstbestimmung 

befähigte Individuen sind. Dass abolitionistische Perspektiven auf Prostitution dazu neigen, 

dieses Faktum herunterzuspielen oder gleich ganz auszublenden, führt nur vor Augen, 

welche Frauenverachtung dieser Sichtweise im Kern zugrunde liegt. 

 

Breymaier spricht von „Ausbeutungs- und Gewaltverhältnissen“ in der Sexindustrie. 

(Quelle 9) Die interessierte Ineinssetzung von „Ausbeutung“ und „Gewalt“, die hier 

durchscheint und die sich im gängigen Begriff der „sexuellen Ausbeutung“ verdichtet, 

moralisiert den Begriff der Ausbeutung.4 Man möchte der Ausbeutung in der Prostitution 

einen ganz besonders verabscheuungswürdigen (gewaltförmigen) Anstrich geben – was im 

Gegenzug zur Folge hat, die anscheinend ‚zivilisierteren‘ Formen der Ausbeutung in anderen 

gesellschaftlichen Bereichen guten Gewissens tolerieren zu können. Das ermöglicht 

insbesondere sozialdemokratischen Abolitionistinnen wie Breymaier den Schulterschluss bis 

weit ins bürgerliche Lager hinein. 

 

Die Annahme, Prostitution sei – auch jenseits von Ausbeutung, Zuhälterei und 

Menschenhandel – für sich genommen bereits ein gewaltförmiges Verhältnis, unterscheidet 

den Neoabolitionismus des 21. Jahrhunderts vom Abolitionismus des 19. und frühen 20. 

Jahrhunderts. Der damalige Abolitionismus sah sein vorrangiges Ziel in der Kriminalisierung 

                                                           
4
 Im Kontrast zu dieser ganz und gar moralischen Sicht arbeitet Marx mit einem ganz und gar un-moralischen, 

nämlich ökonomischen Begriff der Ausbeutung, den er seiner Mehrwerttheorie zugrunde legt.  
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des Umfelds von Prostitution. Man vermutete seinerzeit vor allem vom Umfeld der 

Prostitution ausgehende gesellschaftliche Zwänge, aber auch Zwänge, die Sexarbeiterinnen 

aufgrund der polizeilichen Reglementierung von Prostitution erfuhren. 

 

Die heutige neoabolitionistische Annahme, Prostitution per se sei ein Gewaltverhältnis, bricht 

zwar nicht mit der nach wie vor bestehenden Kriminalisierung ihres Umfelds. Doch der Fokus 

auf die Prostitution als solche setzt neue Akzente in der Bekämpfung der Prostitution: Man 

macht nun den Kunden als den Verursacher des vermeintlichen ‚Gewaltverhältnisses 

Prostitution‘ aus.  

 

Gleichzeitig arrangiert man sich mit der nach wie vor bestehenden polizeilichen Prostitutions-

Reglementierung. Die strukturelle Gewalt des Staates gegenüber dem Prostitutionsgewerbe 

und den Prostituierten wird unkritisch ausgeblendet und geleugnet. Man verhält sich nicht 

nur indifferent zu staatlichen Repressionsmaßnahmen gegenüber Sexarbeiter/innen. In der 

Regel befürwortet man jetzt polizeiliche Repression und bemängelt sogar, sie gehe noch 

nicht weit genug. Der Staat erscheint nun nicht mehr im Verdacht, Sexarbeiter/innen 

diskriminierend gegenüberzutreten, sondern als höchste Appellations-Instanz, von der man 

sich eine noch entschiedenere Intervention gegen das vermeintliche „Gewaltverhältnis“ der 

Prostitution erhofft. 

 

Die Folge dieser Sichtweise lautet: Prostitution unterliegt keiner staatlichen und rechtlichen 

Diskriminierung, sondern die Prostitutionstätigkeit als solche sei die Ursache der 

Diskriminierung von Prostituierten. Prostituierte sind daher vor den Schrecken der 

Prostitution zu bewahren bzw. zu retten.  

 

Mit einer derartigen Perspektive erweist sich der heutige Neoabolitionismus als weitaus 

irrationaler, konservativer und aggressiver als sämtliche seiner Vorläufer.  

 

 

II.3 Die DÄMONISIERUNG von PROSTITUTIONSKUNDEN als KRIMINELLE 

 
Magdalena Breymaier hat dabei kein Problem, den Kauf sexueller Dienstleistungen mit 

Straftatbeständen wie „Körperverletzung“, „Vergewaltigung“ und „Mord“ auf eine Stufe zu 

stel-len: 

 
 „…ich will, dass es für Freier illegal ist. So wie Beleidigung, Körperverletzung und 

 Vergewaltigung selbstverständlich illegal sind. Und hier wie auch bei Diebstahl oder 

 Mord kommt niemand mit dem armseligen Argument um die Ecke, ein Verbot könne 

 dies eh nicht verhindern.“ (Quelle 2) 
 

Die Auffassung von Prostitution als ein Gewaltverhältnis führt zur Zuordnung aller dort tätiger 

Menschen in die Kategorien ‚Täter‘ und ‚Opfer‘. Die Frage, wer ‚Täter‘ bzw. wer ‚Opfer‘ ist, ist 

für Breymaier a priori klar und nicht verhandelbar: ‚Täter‘ sind stets die Prostitutionskunden, 

‚Opfer‘ sind durchgängig die Frauen. Zur Feststellung dieser Konstellationen bedarf es keiner 

konkreten Fälle, die Einteilung liegt bereits vorab fest. 

 

Die Wahrnehmung von Prostitution als ein vom Prostitutionskunden ausgehendes 

Gewaltverhältnis legt es nahe, eine vornehmlich strafrechtliche und polizeiliche 

Reglementierung von Prostitution ins Auge zu fassen. Damit befinden sich Breymaier und 

andere Neoabolitionisten voll und ganz in der reaktionären prostitutionspolitischen 

Traditionslinie. Neu ist lediglich, dass die strafrechtlichen Reglementierungen der Prostitution 
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um die Kriminalisierung der Prostitutionskunden ergänzt werden soll, die nun als notorische 

Gewalttäter porträtiert werden. 

 

Um das vorab festliegende Schema glaubwürdig erscheinen zu lassen, bedarf es zumindest 

einiger Indizien für die grundsätzlich kriminelle Energie und Täterschaft von 

Prostitutionskunden. Zu diesem Zweck scheint mehr oder weniger alles recht.  

 

 So spricht Breymaier – wie üblich ohne Angaben von nachprüfbaren Quellen – von 

 „extremen sexuellen Wünschen der Kunden“: „Die Veränderung der Freierwünsche 

 hin zu extremen Praktiken hat in den letzten Jahren stark zugenommen…“. (Quelle 3)  

 

Es ist erstaunlich, mit welcher Leichtigkeit Frau Breymaier Behauptungen in die Welt setzt, 

für die sie nicht den Funken eines überprüfbaren Belegs beizubringen vermag. Welcher Art 

diese „extremen sexuellen Wünsche“ sind und ob aus diesen Wünschen auch Realität wird – 

all das verrät Breymaier selbstverständlich nicht. Derartige Mutmaßungen und 

Verdächtigungen dienen der aggressiven Stimmungsmache, um Prostitutionskunden zum 

Objekt staatlicher Verfolgung machen zu können. Da die Vorgabe „Der Kunde ist der Täter“ 

aus neo-abolitionistischer Perspektive längst feststeht, bedarf es lediglich einiger empirischer 

Versatzstücke und Illustrationen, um dem einmal in die Welt gesetzten Generalverdacht 

Nahrung zu geben. Es versteht sich, dass dies eine selektive Wahrnehmung der Realität im 

Sinne der vorgegebenen Grundannahmen zur Folge hat. 

 
Die von Breymaier angestrebte Freier-Kriminalisierung steht für eine problematische 

Tendenz der Entwicklung zu einem Feindstrafrecht. Feindstrafrecht ordnet missliebige 

gesellschaft-liche und politische Verhaltensweisen bestimmten Gruppen zu, die dann einem 

straf-rechtlichen Sonderrecht unterworfen werden. Im Nationalsozialismus waren das Juden 

und so genannte „Asoziale“, zu denen auch Prostituierte gehörten. Sie konnten in Schutzhaft 

genommen, Sondergerichten zugeführt und in Konzentrationslager gesperrt und ermordet 

werden. Sonderstrafrecht galt auch für so genannte „Fremdvölkische“. 

 

Die Begrenzung der Geltung rechtsstaatlicher Garantien findet sich heutzutage in 

Deutschland im rechtlichen Umgang mit Migrantinnen, Terroristen und organisierter 

Kriminalität.  

 

Das Problematische am Feindstrafrecht ist die Außerkraftsetzung grundlegender rechtlicher 

Standards für bestimmte Personengruppen im Unterschied zum Rest der Bevölkerung.5 Im 

Falle der Bestrafung von Prostitutionskunden wäre es der Personengruppe der Prostitutions-

kunden unter Androhung strafrechtlicher Verfolgung verwehrt, die Leistungen einer 

Personen-gruppe in Anspruch zu nehmen, deren Tätigkeit grundgesetzlich geschützt und 

legal ist. Gemeinhin ist die Inanspruchnahme legaler Tätigkeiten nicht strafbewehrt. 

 

Breymaier sieht natürlich diesen Widerspruch, weshalb sie zusätzlich zur Freierbestrafung 

auch für ein „Prostitutionsverbot“ eintritt: 

 

 „Und was wir meines Erachtens brauchen, auch nach einigen Jahren im Vorstand 

 von Sisters, sind ein Prostitutionsverbot, Freierbestrafung und Ausstiegshilfen.“ 

 (Quelle 6) 

                                                           
5
 Auch das gegenwärtige Strafrecht zu Prostitution enthält Elemente des Feindstrafrechts, wenn etwa normale 

Arbeitgeberfunktionen exklusiv im Falle von Prostitution als „Zuhälterei“ kriminalisiert werden oder in den 
Strafrechtsparagrafen zu „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“ die bei der Untergruppe der 18- bis 21-
jährigen Sexarbeiter/innen in besonderer Weise das Grundrecht auf freie Berufsausübung eingeschränkt wird. 
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 Damit setzt Breymaier konsequent auf eine Ausweitung von Feindstrafrecht. 

 

 

II.4 Die VERÄCHTLICHMACHUNG von FRAUEN in der PROSTITUTION 

 

Die Vermutung, dass Prostituierte im Zeichen der angestrebten Freier-Kriminalisierung von 

Attacken der Abolitionisten verschont bleiben, erweist sich als unbegründete Wunsch-

vorstellung. 

 

Im Schema der abolitionistischen Grundannahmen ist Frauen in der Prostitution die Rolle 

des „Opfers“ zugedacht. „Respekt“ wird Sexarbeiter/innen nur dann entgegengebracht, wenn 

sie diese ihnen zugeschriebene Rolle bereitwillig annehmen. Das freilich ist keine 

schmeichelhafte Angelegenheit. Ganz im Gegenteil: Der Verweis auf vermeintliche Fakten, 

die den Abolitionis-ten geeignet erscheinen, den generellen Opferstatus von Prostituierten zu 

unterstreichen, sind in aller Regel eine rassistisch grundierte Herabwürdigung sämtlicher 

Frauen in der Prostitution. 

Hemmungslos wird generalisiert, wenn Breymaier – wie immer ohne Belege – behauptet: 

 

 „Die Frauen sind kaputt an Leib und Seele.“ (Quellen 4 u. 12) „Wir reden von 

 mehreren Hunderttausend, die körperlich und seelisch kaputtgemacht werden.“ 
 (Quelle 12) 

 

Hier wird eine gesamte Berufsgruppe vom heimischen Schreibtisch aus psychiatrisiert. Und 

wer ein Fall für den Psychiater ist, gehört natürlich aus dem Verkehr gezogen. Fast von jeder 

speziellen Untergruppe von Sexarbeite/innen weiß Breymaier pauschal Abschätziges zu 

berichten. So leiden Frauen, die schon länger in der Prostitution arbeiten, offenbar unter 

geistiger Amnesie und erheblichem Gedächtnisschwund: 

 

 „Sind die Frauen länger in der Prostitution, berichten sie, dass sie sich an den  

 konkreten Freierkontakt immer häufiger nicht mehr erinnern können. Sie wissen 

 nicht mehr, ob der Freier das Kondom anbehalten hat oder während des Verkehrs 

 abgestreift hat, was sie genau getan haben und wozu der Freier sie benutzt hat.“ 

 (Quelle 3) 

 
Der den Frauen in der Prostitution zugeschriebene Opferstatus unterstellt, dass viele von 

ihnen geistig nicht zurechnungsfähig sind. So erklärt Breymaier: 

 
 „Bei der Anmeldung muss natürlich überprüft werden, inwieweit die Prostituierte 
 intellektuell überhaupt in der Lage ist, für sich und ihre Belange einzutreten und zu 
 sorgen.“ (Quelle 3) 
 „In dieser mittlerweile pervertierten Prostitutionsindustrie … müssen intellektuell 
 eingeschränkte Personen besonders geschützt werden. Zum Schutz dieser 
 Personen muss die Möglichkeit geschaffen werden, diesen im Einzelfall die 
 Anmeldung zu verweigern und ihnen den Schritt in die Prostitution zu ersparen. 
 Personen ohne die erforderliche Einsichtsfähigkeit wären die geborenen Opfer in 
 diesem knallharten Geschäft. … Die Praxis zeigt, dass der Anteil von 
 Minderbegabten, Mindergebildeten oder Analphabetinnen bei den 
 südosteuropäischen Frauen erschreckend hoch ist. Die typische Prostituierte auf 
 dem deutschen Markt ist das totale Gegenteil der selbstbestimmten Sexarbeiterin, die 
 Sie alle aus einschlägigen Talkshows kennen…. Nicht nur bei den sehr jungen 
 Frauen, ganz besonders auch bei Frauen mit verminderter geistiger 
 Leistungsfähigkeit kann davon ausgegangen werden, dass sie nicht wissen, auf 
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 was sich als in der Prostitution Tätige einlassen. Dass sie sich nicht schützen können, 
 nicht Risiken abwägen und nicht in der Lage sind, ihre Rechte eigenverantwortlich 
 und selbstständig durchzusetzen.“ (Quelle 3) 
 

An der notorischen „Unwissenheit“, so Breymaier, liegt es auch, dass Prostituierte die ihnen 

vom Staat als Schutz verkauften Zwangsmaßnahmen nicht zu schätzen wissen: 

 
 „Das Problem bei der geringen Zahl an Registrierungen sieht Breymaier in der 
 Unwissenheit der Prostituierten…."Die Frauen, die hierher kommen, wissen im 
 Zweifel nicht in welcher Stadt sie sind, sie wissen nicht; wo hier eine Behörde 
 ist." (Quelle 6)  

 
Breymaier zeichnet allenthalben ein Bild von geistig minderbemittelten, desorientierten 

und insgesamt kaputten Menschen in der Prostitution. Es würde ihr zweifellos nicht 

gefallen, wenn man so über den Berufsstand von Politiker/innen sprechen würde. Die Art der 

Einlassungen Breymaiers sind für Sexarbeiter/innen nicht nur ehrabschneidend, sondern 

zudem handfester Rassismus, wenn man bedenkt, dass es sich in der Prostitution 

mehrheitlich um Migrantinnen handelt, über die Breymaier derart abschätzig herzieht. 

 

 

II.5 Allseitige DISKREDITIERUNG des BERUFS PROSTITUTION 

 

Breymaier und andere Abolitionisten beschränken sich nicht auf die Wiederholung ihrer 

Grundannahme, Prostitution sei per se ein Gewaltverhältnis. Die abolitionistische Sichtweise 

ermöglicht vielmehr, dass Prostitution sie zu einer umfassenden Projektionsfläche aller nur 

denkbaren Gewaltfantasien wird.  

 

So finden im deutschen Prostitutionsgewerbe selbstredend „tagtäglich massenweise 

Menschenrechtsverletzungen“ (Quelle 12) statt und treten Prostitutionskunden nur noch 

als Gewalttäter und Perverse in Erscheinung: 

 

 „Die Praktiken in Bordellen / Terminwohnungen sind in der Prostitution sind immer 

 weiter von dem entfernt, was man gemeinhin unter Sexualität versteht. Auch 

 Sexpartys mit Hochschwangeren scheinen für bestimmte Männer ein besonderes 

 Vergnügen zu sein, für das sie viel Geld zu zahlen bereit sind. In der Prostitution ist 

 keine Perversion zu stark, um nicht auch nachgefragt und gelebt zu werden.“  

 (Quelle 6) 

 

Es versteht sich, dass Sexarbeiter/innen vor diesem Hintergrund grundsätzlich traumatisierte 

Opfer schlimmster Gewalt sein müssen: 

 

 „Es gibt keine andere Arbeit, bei der Menschen so kaputtgemacht werden wie in der 

 Prostitution… Die Langzeitschäden für Betroffene sind vergleichbar mit den 

 Schäden, die Soldaten in Kriegen erleben.“ (Quelle 10) 

 

Prostitution ist daher für Breymaier „keine Arbeit wie jede andere“. Davon, dass Prostitution 

„kein Beruf wie jeder andere“6 ist, ist schon gar nicht mehr die Rede. Denn das Grundrecht 

                                                           
6
 Die Floskel, Prostitution sei „kein Beruf wie jeder andere“, dient Prostitutionsgegnern stets nur als Mittel der 

Stimmungsmache gegenüber Sexarbeiter/innen. Denn die Besonderheit der Prostitution besteht für sie 
ausschließlich darin, dass sie ein Maximum an Risiken und Gefahren berge und ansonsten durch extreme 
Ausbeutung, Gewalt und strukturelle Machtungleichheit zwischen Sexarbeiter/innen und ihren Kunden 
gekennzeichnet sei. So sehr diese Charakterisierung interessegeleitet und realitätsfern ist, so ist es doch 
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auf Berufsfreiheit möchte Breymaier Sexarbeiter/innen gerne absprechen. Neben 

psychischen Beeinträchtigungen (üblicherweise ‚Traumatisierungen‘) sind Sexarbeiter/innen 

aus abolitionistischer Perspektive durchgängig massiven physischen Belastungen 

ausgesetzt. Gegenüber dem Rest der Bevölkerung treten sie vor diesem Hintergrund als 

Seuchen-schleudern in Erscheinung: 

 

 „Darüber hinaus arbeiten seit der EU-Osterweiterung tausende von Frauen aus den 

 Hochprävalenzländern (Länder mit den typischen sexuell übertragbaren Infektionen) 

 im deutschen Prostitutionsmarkt. Seitdem stellen wir eine Zunahme sexuell über-

 tragbarer Infektionen fest. Auch die Infektionszahlen für akute und chronische 

 Hepatitis B sind beunruhigend.“ (Quelle 6) 

 

Um den von Abolitionistinnen geforderten strafrechtlichen Blick auf Prostitution zu recht-

fertigen, heißt es, sie fände zudem „meist in einem hochkriminellem Milieu“ (Quelle 9) 

statt. 

 

Als Abolitionistin ist sich Breymaier für kein Klischee zu schade, wenn es geeignet erscheint, 

zur Stigmatisierung und Diskreditierung des Berufs Prostitution beizutragen. Im Widerspruch 

zu tatsächlichen Entwicklungen setzt man dabei auch gerne auf „alternative Fakten“, wenn 

es die vorab feststehenden Grundprämissen erforderlich erscheinen lassen. 

 

Ihren denkwürdigen Höhepunkt findet die systematisch betriebene Stigmatisierung und 

Diskreditierung des Berufs Prostitution dann, wenn es darum geht, die Gewährung von 

Rechten an Sexarbeiter/innen verächtlich zu machen. In sonderbarem Unterschied zu allen 

anderen gesellschaftlichen Bereichen soll ausgerechnet in der Prostitution die Gewährung 

von Rechten die eigentliche Ursache der Ausbeutung von Sexarbeiter/innen sein: 

 

 „Bei uns werden Frauen sexuell ausgebeutet, weil unsere Gesetze so liberal sind.“ 

 (Quelle 12) 

 

Die Abschaffung repressiver Praktiken wie der gesundheitlichen Zwangsuntersuchung und 

des Bockscheins, die Entkriminalisierung der Förderung von Prostitution, die Abschaffung 

der behaupteten „Sittenwidrigkeit“ von Prostitution – all das soll angeblich mehr Ausbeutung 

von Sexarbeiter/innen zur Folge gehabt haben: 

 

 „Die Prostitutionslandschaft hat sich seit der ‚Liberalisierung‘ des Prostitutions-

 gewerbes in Deutschland gravierend und zum Nachteil der in der Prostitution 

                                                                                                                                                                                     
zutreffend und mehr als nur eine Banalität zu sagen, Prostitution sei „kein Beruf wie jeder andere“. Die 
wesentliche Besonderheit, die Prostitution auszeichnet ist jedoch die Tatsache, dass sie neben ihrer 
Eigenschaft als höchstpersönliche Dienstleistung, der es um die Befriedigung sexueller Bedürfnisse und 
Intimität geht, noch eine weitere Besonderheit aufweist, mit der keine andere berufliche Tätigkeit aufwarten 
kann: Professionell betriebene Prostitution ist als „Trennung von Sexualität und Liebe“ zugleich eine 
gesellschaftliche Institution, die historisch im Widerspruch existiert zur (seriell) monogamen „Einheit von 
Sexualität und Liebe“ in Ehe, Familie und Partnerschaft. Aus diesem Grund wird Prostitution seit Jahrhunderten 
vom bürgerlichen Staat bekämpft und noch heute einem diskriminierenden Sonderstrafrecht und skandalöser 
rechtlicher Ungleichbehandlung unterworfen. Diese Besonderheit wird erstaunlicherweise gern unter den Tisch 
gekehrt, wenn es darum geht zu erläutern, warum Prostitution „kein Beruf wie jeder andere“ sei. 
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 Tätigen verschlechtert. Dies in einem Maße, das gesellschaftlich und politisch nicht 

 toleriert und akzeptiert werden kann.“ (Quelle 3) 

 „Wir schauen seit über 15 Jahren mit dem neuen Gesetz diesem Treiben zu und wir 

 sehen, dass es immer schlimmer wird“. (Quelle 6) 

 „Wir werden uns später im Rückblick einmal schämen, dass wir zugelassen haben, 

 wie schlecht die Frauen behandelt werden.“ (Quelle 2) 

 

Während die Stärkung von Rechten andernorts als Fortschritt gilt, soll dies ausgerechnet in 

der Prostitution sich umgekehrt verhalten. Hier soll diskriminierendes Ausnahmerecht der 

ideale Normalzustand sein. 

 

Da den Abolitionisten aber nicht nur die Liberalisierung, sondern vor allem die Legalität der 

Prostitution ein Dorn im Auge ist, werden beide Aspekte – Liberalisierung und Legalisierung 

– munter miteinander vermischt. (Quelle 2) So erklärt Breymaier:   

 

 „Seit der Legalisierung der Prostitution im Jahr 2002 haben wir einen Feldversuch 

 zulasten der Frauen.“ (Quelle 10)  

 

Auch wenn es sich bis zu Frau Breymaier noch nicht herumgesprochen hat: Hinlänglich 

bekannt ist, dass Prostitution in Deutschland nicht im Jahr 2002 legalisiert wurde, sondern 

bereits zuvor schon legal war. 2002 erfuhr der rechtliche Umgang mit Prostitution lediglich 

eine bescheidene Liberalisierung. Doch die Diskreditierung von Liberalität und 

Liberalisierung ist für Abolitionistinnen wie Breymaier nur der Hebel, um darüber die Frage 

der Legalisierung aufwerfen und sie in Frage stellen zu können. Daher der interessierte 

Pfusch im Umgang mit Legalität und Liberalisierung. 

 

 

II.6 MORALPOLITIK unter dem DECKMANTEL der MENSCHENRECHTE 

 

Nach Breymaiers Selbstverständnis hat ihre Haltung gegenüber Prostitution nichts mit Moral, 

sondern etwas mit Menschenrechten zu tun: 

 
  „Mir geht es nicht um Moral, sondern um Menschenrecht.“ (Quelle 2 u. 12) „Ich 

 zeige nicht mit dem Finger auf Prostituierte, im Gegenteil Ich stelle mich schützend 

 hinter und vor sie und bin da nicht moralisch unterwegs.“ (Quelle 10) 

 

Man müsste mit Blindheit geschlagen sein, würde man diese Aussage Breymaiers für bare 

Münze nehmen. Denn Leute, die sich ihr Weltbild mit Hilfe abolitionistischer Grundannahmen 

zurecht biegen, sind verunsichert, stets schwankend nicht wenig vertrauenswürdig. Während 

Breymaier noch im Oktober 2019 behauptete, sie stelle sich „schützend hinter und vor“ 

Prostituierte, erklärte sie drei Monate später in einem ZEIT-Gespräch mit der Berliner 

Sexarbeits-Aktivistin Kristina Marlen: „Ich entziehe Ihnen nicht meine Unterstützung. Sie 

haben meine Unterstützung noch nie gehabt.“ 

 

 „Marlen: Wissen Sie eigentlich, Frau Breymaier, wie wichtig es ist, dass Frauen wie 
 ich sich darüber austauschen, welche Kunden man lieber nicht reinlassen sollte? Ein 
 Sexkaufverbot würde diese Vernetzung zum Risiko machen. Sie entziehen jeder 
 Person, die Ihrer Theorie nicht folgt, Ihre Unterstützung.  
 Breymaier: Ich entziehe Ihnen nicht meine Unterstützung. Sie haben meine 
 Unterstützung noch nie gehabt.“ (Quelle 13)  
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„Wir werden uns später einmal schämen“, erklärte Breymaier mit Blick auf den liberalisierten 

Umgang mit Prostitution seit 2002. (Quelle 2) Seit wann aber liegt der Verweis auf „Scham“ 

jenseits moralischer Argumentation? Breymaier schiebt immer dann „Menschenrechte“ vor, 

wenn es darum geht, von der spezifisch christlichen und prostitutionsfeindlichen Moral ihrer 

eigenen Motivation abzulenken. 

 

Überhaupt zeugt ihre platte Entgegensetzung von „Moral“ und „Menschenrechten“ von wenig 

Kenntnis. Ein Blick in die 1948 von den Vereinten Nationen beschlossene „Allgemeine 

Erklärung der Menschenrechte“ hätte Breymaier belehren können, dass Menschenrechte 

und Moral keine absolut gegensätzlichen und getrennten Pole sind. So heißt es in Art. 29 

Abs. 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte: 

 
 „(2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den 
 Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, 
 die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den 
 gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des 
 allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.“ 

 
Auch Feststellungen wie in Artikel 16 Abs. 3. der „Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte“  

 
 „(3) Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat 
 Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat.“ 

 
lassen sich nach Belieben im Sinne christlicher Moralvorstellungen instrumentalisieren. Es 

verwundert daher nicht, dass Menschenrechte – jenseits von Breymaier – nach allgemeinem 

Verständnis als universell geltende moralische Rechte angesehen werden, die im 

Unterschied zu Grundrechten nicht ohne weiteres staatlich gesetzte Rechtsnormen sind.7 Als 

bloß moralische Rechte setzen Menschenrechte den Staat als juristische Konstruktion nicht 

voraus, sondern beanspruchen auch vor- und außerstaatliche Geltung. Im Unterschied zu 

den Menschenrechten als moralischer Norm sind Grundrechte in staatlichen Verfassungen 

zusätzlich zu ihrer moralischen Dimension auch noch Rechtsnormen, die als Schutzrechte 

der Individuen gegenüber dem Staat in Anspruch genommen werden können. Das macht 

staatliche Grundrechte für Sexarbeiter/innen wesentlich wichtiger und interessanter als der 

vielfach empfohlene Bezug auf Menschenrechte. 

 
Wer in der Diskussion um Prostitution auf Moral weitgehend verzichten möchte, täte gut 

daran, sich nicht auf die Menschenrechte, sondern auf staatliche gewährte Grundrechte zu 

beziehen, weil deren Einhaltung – zumindest der Theorie nach – gerichtlich überprüfbar und 

einklagbar sind. Doch daran hat Breymaier verständlicherweise wenig Interesse. Daher das 

Ausweichen auf Menschenrechte. 

 

 

II.7 Die GESELLSCHAFTLICHE ÄCHTUNG von Prostitutionskunden 

                                                           
7 „Moralische Rechte als solche hingegen können auch dann gelten, wenn sie nicht in einem Verfahren von 

einer Autorität gesetzt wurden und/oder keinerlei soziale Wirksamkeit aufweisen. Maßgebend ist allein, ob die 

Norm, die das fragliche Recht gewährt, moralisch gerechtfertigt oder begründet werden kann.“ (vgl. Martin 

Borowski, Menschenrechte und Grundrechte, S. 15, zit. nach: https://heiup.uni-heidelberg.de/journals 

/index.php/generale/article/view/24052 

 

  

https://heiup.uni-heidelberg.de/journals%20/index.php/generale/article/view/24052
https://heiup.uni-heidelberg.de/journals%20/index.php/generale/article/view/24052
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Inhaltlich zielt die Moralpolitik Breymaiers auf eine „gesellschaftliche Ächtung“ der Prostitu-

tionskunden und über diesen Umweg auf eine Ächtung der Prostitution als solcher. Ihr geht 

es darum, 

 

 dass sich durch eine „gesellschaftliche Ächtung“ „die Perspektive der Menschen 

 auf Prostitution ändert“. Das sei ein „gesellschaftlicher und zivilisatorischer 

 Mentalitätswandel“, auf den sie „viel Hoffnung setze.“ (Quelle 11) 

 
Breymaier zählte 2013 zu den Unterzeichner/innen des Anti-Prostitutions-Appells von Alice 

Schwarzer, der seinerzeit die „Ächtung und, wenn nötig, auch Bestrafung der Freier“ 

forderte. Breymaier will beides. Denn: „Unser aller und auch mein Job ist es, die Würde 

dieser Frauen zu wahren.“ (Quelle 12) 

 
Breymaier rechtfertigt ihr Plädoyer8 für eine gesellschaftliche Ächtung von 

Prostitutionskunden mit Verweis auf das im Juli 2000 vom Deutschen Bundestag mit großer 

Mehrheit beschlossene "Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung", das Kindern das 

Recht auf eine gewaltfreie Erziehung zubilligt: „Körperliche Bestrafungen, seelische 

Verletzungen und andere entwür-digende Maßnahmen sind unzulässig.“ Es ist allerdings ein 

qualitativer Unterschied, ob man die staatliche bzw. völkerrechtliche Ächtung von Gewalt 

fordert oder aber die gesellschaftliche Ächtung einer bestimmten Personengruppe. 

 

Die Ächtung von Gewalt hat verschiedene Facetten: Sie kann die Ächtung bestimmter 

Kriegswaffen (Einsatz von Atomwaffen, Bio- und Chemiewaffen) bedeuten, die Ächtung des 

Angriffskriegs, die Ächtung von Todesstrafe oder Folter etc. etc. Im Unterschied zu diesen 

Formen einer staatlichen Ächtung zählt die gesellschaftliche Ächtung einer bestimmten 

Personengruppe (hier der Prostitutionskunden) auf eine staatlich autorisierte Stigmatisierung 

mit gravierenden Folgen: Die entsprechende Gruppe hat jedes Verständnis für ihr Tun und 

jede Rücksichtnahme auf ihre Lebensumstände verwirkt. Die soziale Ächtung einer 

bestimmten Personengruppe unterstellt in der Regel ihre (moralische) Minderwertigkeit und 

zielt auf deren Ausgrenzung als verachtete, gesellschaftlich nicht tolerierte Minderheit. Eine 

solche Ächtung zieht Kreise und bezieht sich meist auf alle, die mit dem geächteten 

Personenkreis näher zu tun haben, also in diesem Falle mindestens auf die 

Sexarbeiter/innen. 

 

Insbesondere im Zusammenhang mit normabweichendem Sexualverhalten waren derartige 

personenbezogenen Ausgrenzungen stets reaktionär motiviert: ob es nun um die 

(strafrechtliche) Ächtung von Homosexuellen oder um die gesellschaftliche Ächtung allein-

erziehender Mütter ging. Stets handelte es sich dabei nicht um einen rationalen Umgang mit 

normabweichendem Verhalten, sondern um die Unfähigkeit, mit Normunterschieden anders 

als durch Verdrängen und Strafen umgehen zu können. 

 

Der Versuch Breymaiers, die gesellschaftliche Ächtung von Prostitutionskunden mit der 

staatlichen Ächtung von Gewalt auf eine Stufe zu stellen, ergibt sich einzig und allein als 

abgeleitete Konsequenz aus problematischen abolitionistischen Grundannahmen, die als 

glaubensbasierte, sakrosankte Prinzipien ohnehin jeder empirischen Überprüfung enthoben 

                                                           
8
 „Eine vergleichbare Debatte in der Bundesrepublik etwa ist die um das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung. 

Ein Gesetz, das der Deutsche Bundestag erst am 8. Juli 2000 beschlossen hat. Sicherlich hat dieses Gesetz leider 
noch nicht bewirkt, dass Gewalt gegen Kinder nicht mehr stattfindet. Dennoch bin ich überzeugt, dass 
nichtsdestotrotz ein Mentalitätswechsel angestoßen und eine Bewusstwerdung der Gesellschaft bewirkt 
wurde.“ (Quelle 11) 
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sind. Diese Prinzipien lauten: in der Prostitution erfolgt Frauenkauf, Prostitution sei folglich 

als Gewaltverhältnis einzustufen und der Gewalttäter ist immer der Freier. Auf dem Altar 

dieser Prinzipien sollen konkrete Menschen geopfert und ihr missliebiges Verhalten 

möglichst weitgehend ausgerottet werden. 

 

Da es sich hierbei um Angst basierte Fiktionen bzw. um Schlussfolgerungen aus Fiktionen 

handelt, hat man es auch bei der daraus abgeleiteten Schlussfolgerung einer 

Vergleichbarkeit zwischen einer staatlichen Ächtung von Gewalt und einer gesellschaftlichen 

Ächtung von Prostitutionskunden mit einer Behauptung zu tun, die argumentativ erschlichen 

und auf Sand gebaut ist. 

 

Wer aber wie Breymaier dafür plädiert, die Staatsmacht und deren repressives Handeln auf 

Menschen anzusetzen, deren Verhalten nicht in das eigene Weltbild passt, muss sich fragen 

lassen, ob das ein Modell sein soll für den zukünftigen Umgang mit gesellschaftlicher 

Diversität. Die Haltung Breymaiers ist äußerst bedenklich. Weckt sie doch Assoziationen an 

die dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte. Hier geht es nicht, wie Breymaier 

behauptet, um einen „zivilisatorischen“, sondern tatsächlich um einen „barbarischen 

Mentalitätswandel“. Und den gilt es mit allen Kräften zu verhindern. 

 
 

III. Alternative Fakten 
 

 

Die meisten Angaben Breymaiers zu den Umständen der Prostitutionsausübung in 

Deutschland erweisen sich als empirisch nicht überprüfbare Behauptungen. Es ist nicht 

möglich und macht daher auch keinen Sinn, sich mit ihnen auseinander zu setzen. In der 

Konfrontation abolitionistischer Grundannahmen mit der Prostitutionswirklichkeit macht 

Breymaier jedoch hin und wieder Angaben, die bis zu einem gewissen Grad mit der Empirie 

abgleichbar sind. Dabei zeigt sich, dass Breymaier vor der Schaffung und 

Instrumentalisierung „alternativer Fakten“9 nicht zurückschreckt, wenn sie ihr denn zur 

Unterfütterung ihrer abolitionistischen Sicht auf Prostitution als nützlich erscheinen. 

 

Nachfolgend soll an ausgewählten Beispielen verdeutlicht werden, wie wenig Skrupel 

Breymaier hat, „alternative Fakten“ zu generieren und sie für ihre Anti-Prostitutions-Propa-

ganda in Dienst zu nehmen. 

 

 

Alternatives Faktum Nr. 1:  
„Deutschland ist das Bordell Europas“ 

 
Die Behauptung, Deutschland sei das „Bordell Europas“ ist zwar kein Erfindung Breymaiers, 

doch scheut sie sich nicht, diese Behauptung als Schreckgespenst zu funktionalisieren. Mit 

der Vorstellung von Deutschland als dem „Bordell Europas“ geht regelmäßig die Annahme 

einer hohen Zahl von Prostituierten einher, die aus anderen Ländern zur Prostitutions-

ausübung nach Deutschland kommen. 

 

                                                           
9
 Wikipedia schreibt: Alternative Fakten (englisch alternative facts) ist eine Formulierung von Kellyanne 

Conway, Beraterin des US-Präsidenten Donald Trump. Im Januar 2017 benutzte sie diese Formulierung 
während eines Interviews in der amerikanischen Polit-Talksendung Meet the Press, um falsche Aussagen des 
Pressesprechers des Weißen Hauses Sean Spicer zur Publikumsgröße während Donald Trumps Amtseinführung 
vor dem Kapitol zu rechtfertigen. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Englische_Sprache
https://de.wikipedia.org/wiki/Formulierung
https://de.wikipedia.org/wiki/Kellyanne_Conway
https://de.wikipedia.org/wiki/Kellyanne_Conway
https://de.wikipedia.org/wiki/Donald_Trump
https://de.wikipedia.org/wiki/Talkshow
https://de.wikipedia.org/wiki/Meet_the_Press
https://de.wikipedia.org/wiki/Pressesprecher_des_Wei%C3%9Fen_Hauses
https://de.wikipedia.org/wiki/Sean_Spicer
https://de.wikipedia.org/wiki/Donald_Trumps_Amtseinf%C3%BChrung
https://de.wikipedia.org/wiki/Kapitol_(Washington)
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Alice Schwarzer sprach in ihrem Appell gegen Prostitution ohne Angabe von Belegen von 

700.000 Prostituierten in Deutschland. Breymaier, die diesen Aufruf mit unterzeichnet hat, 

schlägt in die gleiche Kerbe. Auch sie ist nicht kleinlich und erklärt in Bezug auf die 

Osterweiterung der Europäischen Union:  

 

 „Eine ganze Mädchengeneration landet zum Anschaffen in Deutschland, begleitet 

 von männlichen Verwandten, die nach jedem Freierbesuch das Geld abholen.“ 

 (Quelle 4) 

 

Wie groß ist „eine ganze Mädchengeneration“ in jenen Ländern, die 2004 und 2007 Teil der 

EU-Osterweiterung waren? Es handelte sich seinerzeit um acht osteuropäische Länder. 

Nimmt man für „eine Mädchengeneration“ die Zahl der 15 - 24-Jährigen, so beträfe dies in 

den betroffenen acht Ländern rund 5 Millionen junge Frauen.10 Innerhalb eines Zeitraums 

von 10 Jahren müsste man also von jährlich 500.000 osteuropäischen Frauen ausgehen, die 

in Deutschland anschaffen gehen und im darauffolgenden Jahr von 500.000 neuen Frauen 

vollständig ersetzt werden. 

 

Die genannten Größenordnung ist schon deshalb komplett unglaubwürdig, weil sich die 

Fachdebatte zu Prostitution mittlerweile von der Zahl der angeblich 400.000 Prostituierten in 

Deutschland verabschiedet hat, die seit den 80er Jahren durch die öffentlichen Debatten 

geisterte. Die Bundesregierung ging mit dem Prostituiertenschutzgesetz stattdessen von 

rund 200.000 Frauen in der Prostitution aus. Von Breymaier hingegen hört man über die 

Ausmaße der Prostitution in Deutschland:  

 

 „Wir reden von mehreren Hunderttausend, die körperlich und seelisch kaputt 

 gemacht werden.“ (Quelle 12) 

 
Genauso gut hätte sie sagen können, sie weiß nichts. Aber da wirft sie doch lieber eine x-

beliebige, hauptsächlich hohe Zahl in die Diskussion. Leider gibt es auch hierbei ernsthafte 

Bedenken: Denn nach anderthalb Jahren Sexarbeiter-Registrierung hat das Bundesamt für 

Statistik in Wiesbaden die Zahl der staatlich erfassten Prostituierten mit knapp 33.000 

beziffert. Davon sind die Angaben Breymaiers meilenweit entfernt.  

 

Natürlich sind durch die Registrierung nicht alle Sexarbeiter erfasst. Aber ihre Zahl dürfte 

nach Berechnungen von Doña Carmen weit unterhalb der von der Bundesregierung 

angegebenen Zahl von 200.000 Sexarbeiter/innen liegen. Denn 200.000 Frauen in der 

Prostitution – das wären 2,4 Sexarbeiter/innen auf 1.000 Einwohner. In dieser 

Größenordnung liegen noch nicht einmal die Verhältnisse in Berlin, wo man von maximal 

rund 8.000 Sexarbeiter/innen bei 3,6 Mio. Einwohnern ausgeht (= 2,2 Sexarbeiter pro 1.000 

Einw.)  

 

Die Zahl 200.000 unterstellt zudem, dass in Hintertupfingen sowie allen anderen Kommunen 

Deutschlands die gleiche Relation besteht, was aber schon deshalb nicht stimmen kann, weil 

die Zahl der Prostituierten nicht nur von der Einwohnerzahl, sondern auch der 

Bevölkerungsdichte abhängig ist. Und die ist nun mal in Rest-Deutschland erheblich 

niedriger als in der Bundeshauptstadt. Doña Carmen kommt nach eigenen Modellrechnung 

auf eine Zahl von maximal 90.000 Sexarbeiter/innen hierzulande.11 Demgegenüber erweisen 

                                                           
10 vgl. https://www.laenderdaten.de/bevoelkerung/altersstruktur.aspx 
11

 vgl.: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/90.000-Sexarbeiterinnen-in-Deutschland-DEF.pdf 
 

https://www.laenderdaten.de/bevoelkerung/altersstruktur.aspx
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/90.000-Sexarbeiterinnen-in-Deutschland-DEF.pdf


18 
 

sich sämt-liche Angaben Breymaiers als unzutreffend, weil aus der Luft gegriffen bzw. 

erstunken und erlogen. 

 

Die Rede von Deutschland als dem „Bordell Europas“ erweist sich – ebenso wie alle 

sonstigen abolitionistischen Grundannahmen – als eine interessierte Fiktion. 

 
 

Alternatives Faktum Nr. 2:  
„Deutschland ist Zielland des europäischen Menschenhandels“ 

 
Breymaier: „Deutschland ist Zielland des europäischen Menschenhandels, das hat uns die 

Europäische Kommission ins Stammbuch geschrieben.“ (Quelle 12) 

 

Die Angaben von EUROSTAT12 zur Zahl der registrierten „Opfer von Menschenhandel“ im 

Zeitraum von 2010 bis 2016 lauten wie folgt: 

 

 
Veröffentlichung 

 
Jahr 

Registrierte Opfer von 
Menschenhandel 

Verurteilte Täter 

EU davon: Deutschland EU 

absolut absolut Anteil absolut pro 100.000 

 
EUROSTAT 2015 

2010 9.710 651 6,7 % 1.370 0,3 

2011 9.438 672 7,1 % 1.389 0,3 

2012 10.998 626 5,7 % 1.096 0,2 

EC first progress report 2016 2013 8.034 603 7,5 % 1.524 0,3 

2014 7.812 583 7,5 % 1.468 0,3 

EUROSTAT 2018 2015 9.147 470 5,1 % 1.582 0,3 

2016 11.385 536 4,7 % 1.345 0,3 

 

Dabei handelt es sich sowohl um Opfer von „Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 

Ausbeutung“ als auch um Opfer von „Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung“. 

Die Zahlen verdeutlichen: 

 

- Bezogen auf 513 Mio. Einwohner der EU sind 11.385 mutmaßliche Opfer von 

Menschenhandel marginal. 

 

- Die Rate von 0,3 verurteilte Täter pro 100.000 Einwohner zeigt, dass es sich um eine 

Form seltener Kriminalität handelt. 

 

- Obwohl Deutschland ca. 16 % der Bevölkerung der EU stellt, liegt sein Anteil an 

registrierten mutmaßlichen Menschenhandels-Opfern bei lediglich ca. 5 %. 

 

Dass es mit Deutschland als „Zielland des europäischen Menschenhandels“ nicht weit 

her ist, belegt auch ein Blick auf die inländische Statistik zu „Menschenhandel zum Zweck 

der sexuellen Ausbeutung“: 

 

- In den letzten beiden Jahrzehnten (2000 – 2018) gab es in Deutschland im Schnitt 

pro Jahr 774 mutmaßliche Opfer von Menschenhandel zum Zweck der sexuellen 

Ausbeutung. Tendenz sinkend. 2018 lag diese Zahl bei 575 mutmaßlichen Opfern. 

 

- Die Zahl der jährlich verurteilten Täter bei „Menschenhandel zum Zweck der 

sexuellen Ausbeutung“ liegt zwischen 50 und 80. 

                                                           
12

 https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-
security/20181204_data-collection-study.pdf 
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- Da auf einen Tatverdächtigen im Schnitt 1,2 mutmaßliche Opfer fallen, dürfte sich die 

Zahl der tatsächlichen, d. h. gerichtlich erwiesenen Opfer von Menschenhandel auf 

jährlich maximal 60 bis 100 belaufen.  

 

Wer wie Breymaier angesichts solcher Größenordnung behauptet: 

 

 „Wenn es Frauen geben sollte, die sich freiwillig prostituieren, dann sind es 

 verschwindend wenige.“ (12) 

 

leidet unter Fieberfantasien. Selbst die hier dargestellten offiziellen Zahlen sind noch 

künstlich aufgebauscht, was an der behaupteten „besonderen Schutzbedürftigkeit“ der 18-

21jährigen Sexarbeiter/innen liegt. Dazu schreibt das BKA: 

 

 „Gemäß geltender Rechtslage im Bereich des Menschenhandels und der Zwangs-
 prostitution kommt Opfern unter 21 Jahren eine besondere Schutzbedürftigkeit zu. 
 Das führt dazu, dass sich ein Täter strafbar macht, wenn er eine Person unter 21 
 Jahren ausbeutet, ohne dass er qualifizierend ihre persönliche oder wirtschaftliche 
 Zwangslage oder die Hilflosigkeit, die mit ihrem Aufenthalt in einem fremden Land 
 verbunden ist, ausnutzen muss (wie dies bei älteren Opfern zusätzlich gegeben sein 
 muss). Damit sind die Strafvoraussetzungen bei Opfern unter 21 Jahren niedriger.“13 
 

Bei 18- bis 21-Jährigen Sexarbeiter/innen muss weder Zwang noch Gewalt vorliegen, sie 

können allein schon aufgrund der Zugehörigkeit zu dieser Altersgruppe als Opfer von Men-

schenhandel deklariert werden. Mit Hilfe der dort vorliegenden „niedrigeren Strafbarkeits-

voraussetzungen“ füllt man dann ordentlich die Statistik. Rund ein Drittel der mutmaßlichen 

Opfer von Menschenhandel fallen in diese Kategorie. 

 

TABELLE: Zahl der 18-21-jährigen Sexarbeiter/innen unter den Opfern von 

„Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung“ 

 
Nr. Jahr Polizeiliche Kriminalstatistik Bundeslagebild Menschenhandel 

  Absolut in % absolut in % 

01 2000 295 35,5 % 189 24 % 

02 2001 557 46,5 % 236 26 % 

03 2002 295 32,0 % 218 22 % 

04 2003 311 31,5 % 184 23 % 

05 2004 377 33,7 % 292 24 % 

06 2005 321 30,0 % 272 28 % 

07 2006 233 31,9 % 183 29 % 

08 2007 378 47,1% 320 41 % 

09 2008 361 45,6 % 311 45 % 

10 2009 296 37,9 % 255 38 % 

11 2010 434 44,4 % 307 43 % 

12 2011 322 42,3 % 254 42 % 

13 2012 315 41,8 % 269 42 % 

14 2013 243 37,9 % 223 36 % 

15 2014 217 39,1 % 209 39 % 

16 2015 191 36,5 % 209 38 % 

17 2016 212 38,1 % 148 36 % 

18 2017   154 31 % 

19 2018   130 30 % 

                                                           
13

 Bundeslagebild Menschenhandel Ausbeutung, S. 10; zit. nach:  2018,https://www.bka.de/SharedDocs/ 
Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Menschenhandel/menschenhandelBundeslagebild
2018.html?nn=27956 
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Da auch Breymaier weiß, dass es kaum so genannte „Zwangsprostituierte“ gibt, weicht sie 

aus auf die Kategorie der „Zwangs- und Armutsprostituierten“ und glaubt dann behaupten zu 

können, dass diese sich allesamt in einer „Zwangslage“ befinden.  

 

 „In Deutschland, auch in Baden-Württemberg, herrscht laut Breymaier ein hohes Maß 

 an Zwangs- und Armutsprostitution.“ (Quelle 6)  „Die überwiegende Mehrheit der in 

 der Prostitution Tätigen sind Zwangs- und  Armutsprostituierte.“ (Quelle 3) „Rund 

 95% der Prostituierten befinden sich in einer Zwangslage.“ (Quelle 4) 

 

Allerdings: Diese Art von „Zwangslage“ unterscheidet sich nicht grundsätzlich von der, die 

auch jede andere Frau hat, wenn sie ihren Lebensunterhalt verdienen muss. 

 

 

Alternatives Faktum Nr. 3:  
Für Prostituierte ist die Anmeldepflicht wichtig und notwendig 

 
Breymaier: Die Anmeldepflicht „ist wichtig und notwendig für die weit überwiegende 

Mehrheit der prostituierten Armuts- und Zwangsprostituierten. Für sie bedeutet sie 

Sicherheit, die Chance auf Information und Hilfe. Erst dadurch erhalten sie eine Identität.“ 

(Quelle 3) 

 
Entgegen ihrer Prognose sah die Mehrheit der Prostituierten die Sache mit der 

Anmeldepflicht offenbar anders, als Breymaier zunächst vermutete. Mit lediglich 33.000 

registrierten Sexarbeiter/innen blieb die Zahl der registrierten Frauen bislang weit unter allen 

Erwartungen. Zur Frage, warum die Zahlen so niedrig seien, hieß es nun: „Das Problem bei 

der geringen Zahl an Registrierungen sieht Breymaier in der Unwissenheit der 

Prostituierten.“ (Quelle 6) Selbstredend hat Breymaier sich nicht geirrt, die Prostituierten 

haben sich nur falsch verhalten. 

 

 

Alternatives Faktum Nr. 4:  
„Prostitution findet in einem hochkriminellen Milieu statt“ 

 
Breymaier: „Prostitution findet meist in einem hochkriminellen Milieu statt.“ (Quelle 9) 

 

Breymaier nennt auch hier weder konkrete Zahlen noch sonstige Anhaltspunkte für ihre Ein-

schätzung, bei dem Prostitutionsgewerbe handele es sich um ein „hochkriminelles Milieu. 

Auch hierbei geht es also in erster Linie um Stimmungsmache.  

 

Um dem entgegenzutreten, betrachten wir die Entwicklung der mittlerweile fünf 

einschlägigen Delikte, die zusammengenommen die so genannte „Rotlicht-Kriminalität“ 

bezeichnen: (1)  

§ 180a Ausbeutung von Prostituierten; (2) § 181a Zuhälterei; (3) § 232 Menschenhandel; (4) 

§ 232a Zwangsprostitution; (5) § 233a Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheits-

beraubung. Vor dem Hintergrund der Entwicklung der beiden letzten Jahrzehnte stellt sich 

das Gesamtbild wie folgt dar: 

 

1. Mutmaßliche „Opfer“ von Rotlicht-Delikten: RÜCKLÄUFIG seit zwei Jahrzehnten 

 

(„Opfer“ = mutmaßliche Opfer im Zusammenhang von polizeilichen Ermittlungen, nicht 

gerichtlich bestätigte Geschädigte) 
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Im Jahr 2000: 2.500 Opfer.  

Im Jahr 2018: 770 Opfer 

Das entspricht einem Rückgang um ca. 70 %. 

 

2. Mutmaßliche „Opfer“ von Rotlicht-Delikten: MINIMAL im Vergleich zur Gesamtzahl 

aller Prostituierten 

 

(„Opfer“ = mutmaßliche Opfer im Zusammenhang von polizeilichen Ermittlungen, nicht 

gerichtlich bestätigte Geschädigte) 

 

2018: ca. 100.000 Prostituierte – 770 „Opfer“ = 0,8 % 

Weniger als 1 % der im Prostitutionsgewerbe tätigen Sexarbeiter/innen sind „Opfer“ 

Über 99 % der Sexarbeiter/innen sind mithin nicht „Opfer“ dieser Formen von Kriminalität. 

 

3. Zahl der verurteilten Täter: RÜCKLÄUFIG seit 2 Jahrzehnten 

 

Im Jahr 2000: 452 

Im Jahr 2016: 77 

Die absolute Zahl von 77 verurteilten Täter zeigt: Es handelt sich um einen Fall seltener 

Kriminalität. 

 

4. FEHLANZEIGE: Organisierte Kriminalität 

 

2018 kamen auf 639 Tatverdächtige 769 mutmaßliche Opfer. 

Verhältnis von „mutmaßlichen Opfern“ und „Tatverdächtigen“ = 1,2  

Dieses Verhältnis bestand auch in den letzten beiden Jahrzehnten:  Nicht gerade ein Indiz 

für OK! 

Die Zahlen bestätigen auch die vom BKA veröffentlichten „Bundeslagebild 2018 Menschen-

handel“ und das „Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2018“:  

 

Bezüge zu OK: 

2017: in 26 von 572 OK-Verfahren (4,5 %) – in 26 von 327 Rotlicht-Verfahren (8 %) 

2018: in 16 von 535 OK-Verfahren (3 %) – in 16 von 356 Rotlicht-Verfahren (4,5 %) 

 

Mit anderen Worten: 

97 % der OK in Deutschland findet nicht im Prostitutionsgewerbe statt. 

95 % der Rotlichtverfahren haben keinen OK-Bezug. 

 

5. PROMILLEBEREICH: Tatsächliche Gesamtzahl der Kriminalitätsopfer im 

Prostitutionsgewerbe liegt bei rund 85 

 

2016: 77 verurteilte Täter – Verhältnis mutmaßliche  Opfer / Tatverdächtige: 1,1. 

Tatsächliche gerichtlich bestätigte Opfer: ca. 85; Promillebereich: Bei ca. 100.000 

Sexarbeiter-/innen sind das 0,085 %! 

 

6. DUNKELFELD:  

 

Wäre das Dunkelfeld 100 % (also genauso groß wie das Hellfeld), hätte man 170 Opfer. 

Wäre das Dunkelfeld 200 % (also doppelt so groß wie das Hellfeld), hätte man 255 Opfer. 

Selbst wenn das Dunkelfeld 10mal so groß wie das Hellfeld wäre (1.000 %), so wären das 

935 Opfer. Das wäre immer noch weniger als 1 %.  
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Selber bei der nahezu unrealistischen Annahme, dass so genannte Dunkelfeld sei 10mal 

größer als das Hellfeld, würde gelten: Nach wie vor wären 99 % der Sexarbeiter/innen nicht 

betroffen von Rotlichtdelikten. 

 

 

Alternatives Faktum Nr. 5:  
„Pflichtuntersuchung wurde gegen Willen der Prostituierten abgeschafft“ 

 
Breymaier: „Die Pflichtuntersuchung wurde gegen das Votum der Mehrheit der 

Prostituierten 2001 abgeschafft.“ (Quelle 3) 

 

Tatsache ist: Es gab 2001 gar kein „Votum“ der Prostituierten zur Frage der Abschaffung von 

Pflichtuntersuchung und Bockschein. Folglich konnte auch nicht das Votum einer Mehrheit 

von Prostituierten übergangen worden sein.  

 

 

IV. Lügen statt Fakten: Breymaier zu Gesundheit & Prostitution 
 

 

1. Sexarbeiter/innen als Seuchenschleudern:  
„Zunahme sexueller Infektionen durch Prostitutionsmigrantinnen“ 
 

Breymaier: „Darüber hinaus arbeiten seit der EU-Osterweiterung tausende von Frauen aus 

den Hochprävalenzländern (Länder mit den typischen sexuell übertragbaren Infektionen) 

im deutschen Prostitutionsmarkt. Seitdem stellen wir eine Zunahme sexuell übertragbarer 

Infektionen fest. Auch die Infektionszahlen für akute und chronische Hepatitis B sind 

beunruhigend. Wenn auch die absoluten Fallzahlen unter den Prostituierten nicht gering 

sind, so sind doch die Steigerungsraten beunruhigend.“ (Quelle 3) 

 

Breymaiers Aussagen sind sachlich falsch. Sie zielen antiaufklärerisch auf eine Desinforma-

tion der Fachöffentlichkeit. Sie sind geeignet, Sexarbeiter/innen zu stigmatisieren. 

 

(1) 

Hochprävalenzländer werden von Breymaier falsch definiert. Es sind nicht „Länder mit 

den typischen sexuell übertragbaren Infektionen“, sondern (in Bezug auf HIV) laut RKI 

solche Länder, in denen diese Krankheit HIV endemisch ist und überwiegend 

heterosexuell übertragen wird und die HIV-Prävalenz bei Erwachsenen im Alter 15-49 

Jahre über 1% liegt (nach Angaben des jeweils aktuellen Reports der UNAIDS). 

 
Hinweis: 
In der Regel wird der Begriff Prävalenz im Sinne einer Punkt- oder Stichtagsprävalenz 

verwendet. Diese gibt an, wie viele Individuen einer Population zu einem bestimmten 

Zeitpunkt an einer bestimmten Krankheit erkrankt sind (Krankheitshäufigkeit), also z. B. wie 

viele Deutsche am 1.1.2020 insgesamt an HIV leiden. 

 
Weltweite HIV-Prävalenz (Krankheitshäufigkeit) bei Erwachsenen im Alter von 15 bis 49 
Jahren lag 2010 bei 0,8 Prozent. Für Zentral- und Westeuropa lag sie bei 0,2 Prozent.  
Im subsaharischen Afrika (5,0 Prozent) und in der Karibik (0,9 Prozent) war sie 
überdurchschnittlich hoch.  
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Pr%C3%A4valenz
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In einzelnen Staaten, wie zum Beispiel Swasiland, Botswana oder Lesotho sind etwa ein 
Viertel der 15- bis 49-Jährigen mit dem HI-Virus infiziert. Stark unterdurchschnittlich war die 
HIV-Prävalenz im Jahr 2010 in den Regionen Ostasien (0,1 Prozent) sowie in Nordafrika und 
dem Mittleren Osten (0,2 Prozent).  
 
In Russland hat sich die Zahl der HIV-Infizierten innerhalb von fünf Jahren verdoppelt, rund 
1,2 Millionen Russen sind mit dem Virus infiziert. Dies entspricht in etwa einem Prozent der 
Einwohner. (2012)  
Die Zahl der bekannten Neuinfektionen sinkt weltweit seit 1997 stetig und lag 2014 bei zwei 
Millionen Menschen. (Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/HIV) 
 

(2) 

Prostituierte in Deutschland kamen im Zusammenhang der EU-Osterweiterung (10 Staaten 

2004 + Rumänien und Bulgarien 2007) weder vorher noch nachher aus Hochprävalenz-

ländern. Das einzige Hochprävalenzland Osteuropas in Bezug auf HIV ist die Ukraine seit 

2003. Die Ukraine war aber nicht Teil der EU-Osterweiterung. Es sind also auch kaum 

ukrainische Frauen unter den Prostitutionsmigrantinnen. Das einzige Land mit 

Hochprävalenz-status, aus dem Frauen in der Prostitution arbeiten, ist die Dominikanische 

Republik, und die liegt bekanntlich nicht in Osteuropa, hat also mit der EU-Osterweiterung 

nichts zu tun. 

 

(3) 

Die Masse der Hochprävalenzländer sind afrikanische Länder der Subsahara. Aus diesem 

Gebiet arbeiten in Deutschland kaum Frauen in der Prostitution. 

 

(4) 

Vor diesem Hintergrund erweist sich die Behauptung, im Zusammenhang der EU-

Osterweiterung habe es via Prostitution eine Zunahme sexuell übertragbarer Infektions-

krankheiten gegen, als frei erfunden: 

 

- Hepatis B ist nach den Angaben des RKI zwischen 2001 und 2013 absolut 

gesunken und erst nach 2013 angestiegen, steht also in keinem Zusammenhang mit 

der EU-Osterweiterung. 

 

- Die Fälle von HIV sind bereits vor der EU-Osterweiterung gestiegen, die EU-

Osterweiterung ist also nicht ursächlich. Stattdessen hat sich die Zunahme seit 2004 

bzw. 2007 sogar merklich abgeschwächt. Seit 2015 sinkt die Zahl der jährlich 

festgestellten Erstdiagnosen, obwohl die EU immer noch die osteuropäischen Länder 

umfasst. 

 

- Die Zahl der amtlich registrierten Syphilis-Fälle ist in der Zeit von 2004 bis 2009 

sogar gesunken. Eine merkliche Steigerung setze erst seit 2010 ein, also sechs 

Jahre nach der ersten EU-Osterweiterung (mit 10 Ländern) und drei Jahre nach der 

zweiten EU-Osterweiterung (Rumänien, Bulgarien).  

 

Es lässt sich also kein Zusammenhang zwischen der EU-Osterweiterung und der Zunahme 

(meldepflichtiger) sexueller Infektionen feststellen. 

 

 

 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Swasiland
https://de.wikipedia.org/wiki/Botswana
https://de.wikipedia.org/wiki/Lesotho
https://de.wikipedia.org/wiki/Russland
https://de.wikipedia.org/wiki/HIV
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2. Vergleich Prostituierte – Kriegsveteranen: 
   „Langzeitschäden durch Prostitution größer als bei Soldaten“ 
 

Breymaier: „Es gibt keine andere Arbeit, bei der Menschen so kaputtgemacht 

werden wie in der Prostitution.“ „Die Langzeitschäden für Betroffene sind vergleichbar 

mit den Schäden, die Soldaten in Kriegen erleben.“ (Quelle 10) 

 

Bei den „Schäden“ in dem von Breymaier hier präsentierten Soldaten/Prostituierten-

Vergleich handelt es sich um posttraumatische Belastungsstörungen. Das verschweigt 

Breymaier ebenso wie die Herkunft solcher Aussagen. Ein ähnlicher Vergleich stammt aus 

den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts. Judith Herman erinnerte 2006:  

 

 Bereits „die Frauenbewegung der siebziger Jahre förderte die Erkenntnis zutage, 

 dass nicht Männer im Krieg, sondern Frauen im zivilen Leben am stärksten von 

 posttraumatischen Störungen betroffen sind.“14 
 
Allerdings forderte angesichts dessen, dass „Frauen im zivilen Leben“ mehr als „Männer im 

Krieg“ von posttraumatischen Störungen betroffen seien, niemand die Abschaffung der vor 

allem von Frauen geleisteten Hausarbeit. Eine solche Schlussfolgerung zieht man – wie 

Breymaier demonstriert – erst dann, wenn es um Prostitution geht. 

 

Der Soldaten-Prostituierten-Vergleich ist späteren Datums und entstammt zwei Artikeln der 

amerikanischen Prostitutionsgegnerin Melissa Farley aus den Jahren 1998 und 2003. An 

dieser Stelle seien nur einige der Einwände15 vorgetragen, die gegen den Farley-Vergleich 

ins Feld geführt werden können: 

 

 (1) 

 Die von Farley zum Zwecke dieses Vergleichs mit den Studien von Weathers et al. 

 herangezogenen ‚PCL-Werte‘, die die Schwere der posttraumatischen Belastung bei 

 Prostituierten messen sollten, waren vielfach nur Schätzwerte, die Farley höchst 

 eigenmächtig selbst in die Fragebögen eintrug, wenn die Befragten dazu aus ihrer 

 Sicht keine ausreichenden Angaben machten.  

 
 (2) 
 Der Referenzrahmen für die Messung von PTSD-Werten war bei Weathers et. al. das 
 ‚DSM III-R‘, während acht Teilstudien in FARLEY III (2003) PTSD-Werte auf der 
 Grundlage von ‚DSM IV‘ gemessen haben. Vor diesem Hintergrund war ein Vergleich 
 der Stichproben-Ergebnisse von Weathers und Farley seriöserweise gar nicht 
 möglich.  
 
 (3) 
 Über die Hälfte der in der Farley-Studie Befragten waren drogenabhängige 
 Straßenprostituierte, was im Vergleich mit anderen Stichproben von vornherein die 
 Gewähr für hohe PTSD-Betroffenheit bot.  
 
 (4) 
 Vor dem Hintergrund, dass zwischen 10 - 15 % der 2,4 Millionen US-Soldaten in 
 Vietnam heroinsüchtig waren und  zudem ein hoher Marihuana-Konsum bestand und 

                                                           
14 vgl. Judith HERMAN, Die Narben der Gewalt (2006), S. 45 
15

  Eine umfassende Kritik an den Positionen Melissa Farleys findet man unter: 
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/SIND-PROSTITUIERTE-TRAUMATISIERT-FRAGEZEICHEN-
1.pdf 
 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/SIND-PROSTITUIERTE-TRAUMATISIERT-FRAGEZEICHEN-1.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/SIND-PROSTITUIERTE-TRAUMATISIERT-FRAGEZEICHEN-1.pdf
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 dass auch im Irak-Krieg eine neurochemische Verstärkung der Kampfkraft der 
 Truppen an der Tagesordnung war, ließe sich die Ähnlichkeit der PTSD-Werte bei 
 Farley (Prostituierte) und Weathers (Soldaten) auch ganz anders interpretieren: Die 
 berichteten Werte messen und vergleichen nicht psychisches Leid in Krieg und 
 Prostitution, sondern waren möglicherweise ein Maß für hohe Drogenabhängigkeit 
 in Krieg und Straßenprostitution.  
 
 (5) 
 Der entscheidende Einwand gegen den Melissa Farleys Prostituierten-Kriegs-
 veteranen-Vergleich aber ist die unterschiedliche Zusammensetzung der 
 verglichenen Stichproben nach Geschlecht. Die von Weathers befragten 123 
 Vietnam-Veteranen waren alle männlichen Geschlechts, die befragten 1.006 
 Golfkriegsveteranen waren zu 88 % männlichen, zu 12 % weiblichen Geschlechts. 
 Die Befragten der Farley-Studie hingegen waren zu 92 % weiblichen Geschlechts. 
 Bereits seit 1991 war durch Forschungen insbesondere von Naomi Breslau et. al. 
 erwiesen, dass ein PTSD-Vergleich mit völlig entgegengesetzter  Geschlechter-
 zusammensetzung methodisch unzulässig ist. Denn bezogen auf die Lifetime-
 Prävalenz haben Frauen stets eine doppelt so hohe PTSD-Betroffenheit als 
 Männer.16  
 
  Daraus ergibt sich eine unabweisbare Schlussfolgerung: Der Vergleich 
 Prostitution/Krieg misst nicht das unterschiedliche Risiko für die Herausbildung 
 posttraumatischer Belastungsstörungen in beiden Konstellationen, wie Farley 
 suggeriert und worauf Breymaier sich bezieht, sondern misst lediglich die 
 unterschiedliche Verletzlichkeit von Frauen und Männern in Bezug auf PTSD.  
 
Die Aussage, dass Prostitution gefährlicher sei als Krieg, oder „Langzeitschäden für 
Betroffene …vergleichbar (sind) mit den Schäden, die Soldaten in Kriegen erleben“ 
(Breymaier), lässt sich aus derartigen Vergleichen jedenfalls nicht ableiten.  
 

 

3. Sexarbeiter/innen nehmen Möglichkeit gesundheitlicher Untersuchung  
    nicht in Anspruch 
 

Breymaier: Der „Präventionsgedanke des IfSG“ greift bei Prostituierten nicht, die 

„geringen Untersuchungszahlen der Gesundheitsämter“ bestätigen das. „Ohne die 

Möglichkeit sich sprachlich zu verständigen, zu lesen, öffentliche 

Verkehrsmittel zu benutzen, erreichen sie die Gesundheitsämter gar nicht, 

selbst wenn sie je von dem Angebot einer kostenlosen 

Untersuchungsmöglichkeit erfahren würden.“ Ohnehin arbeiten die Frauen nicht 

selbstbestimmt „Sie haben nicht die Freiheit, bei einem Krankheitsgefühl zur 

Untersuchung zu gehen.“ (Quelle 3) 

 

Anmerkungen dazu: 

 

                                                           
16

 vgl.: „Women’s risk of PTSD following exposure to trauma was approximately 2-fold higher than that of men, 
a finding consistent with previous reports. The sex difference cannot be explained by differences in the type or 
number of traumas experienced by men and women and suggests a greater vulnerability to the PTSD effects of 
trauma in women… Our analysis also revealed a sex  difference in the chronicity of PTSD, with a considerably 
longer duration in women than men, independent of the type of trauma that gave rise to PTSD.” BRESLAU, N.; 
KESSLER, R. et.al., 1998, S. 632 
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 (1) Sofern es überhaupt „geringe Untersuchungszahlen der Gesundheitsämter“ im 

 Hinblick auf Prostituierte geben sollte (Breymaier nennt wie immer keine Quellen und 

 Größenordnungen), so grenzt es an Rassismus und gezielter Herabwürdigung von 

 Sexarbeiter/innen, sie auf deren geringes Bildungsniveau bzw. deren mangelnde 

 intellektuelle Fähigkeiten zurückzuführen.  

 

 (2) Mit der Argumentation Breymaiers entzieht sich der deutsche Staat seiner 

 gesundheitspolitischen Verantwortung. Man wälzt die Verantwortung für das 

 (vermeintliche) Problem auf ein Fehlverhalten der Betroffenen ab. Der massive 

 Personalabbau an deutschen Gesundheitsämtern und die damit einhergehende  

 Verschlechterung der medizinischen Versorgung in staatlicher Verantwortung wird 

 dabei verschwiegen: 

 

- Während es um die Jahrtausendwende in Deutschland noch rund 400  

Gesundheitsämter gab, sind es heute rund 362, also rund 10 % weniger.17 

 

- Laut einer SPI-Studie lag die durchschnittliche Personalausstattung eines 

Fachdienstes für HIV/STD im Jahr 2000 noch bei 5,1 Stellen. Im Jahr 2016 waren es 

im Schnitt lediglich 3,9 Stellen. Das entspricht einem Stellenabbau in der 

Größenordnung von fast 23 %.18 

 

- Gaben im Jahr 2000 noch 41 % der vom SPI befragten Gesundheitsämter (82 von 

202 GÄ) an, aufsuchend im Prostitutionsgewerbe unterwegs zu sein, so waren es 

laut einer Studie des Robert-Koch-Instituts im Jahr 2012 nur noch 20 % der nun 

befragten Gesundheitsämter (50 von 250 GÄ). Für das Jahr 2016 kam der 

Abschlussbericht von Steffan auf 21 % (34 von 161 GÄ).19  

 

 (3) Frau Breymaier ist seit langem führendes SPD-Mitglied und mittlerweile Mitglied  

 im SPD-Parteivorstand. Betrachtet man die letzten sechs Bundesregierungen in der 

 Zeit von 1998 bis 2020 so war die SPD in 19 von 23 Jahren in Regierungs-

 verantwortung. Davon stellte sie 9 Jahre lang (2001 – 2009) mit Ulla Schmidt die 

 Gesundheitsministerin. Die SPD hätte also genügend Gelegenheit gehabt, etwas zu 

 machen, wenn sie hier ein Problem erkennt. Getan hat diese Partei nichts. Vielmehr 

 hat sie den Niedergang der aufsuchenden Arbeit seitens der Gesundheitsämter 

 politisch mitzuverantworten. 

 

 (4) Die naheliegende Forderung nach einer Ausweitung der aufsuchenden Arbeit 

 stellt Breymaier bezeichnenderweise nicht. Das ist verlogen. Denn die aufsuchende 

 Arbeit im Prostitutionsgewerbe ist seit Jahren rückläufig: Gaben im Jahr 2000 noch 

 41 % der vom SPI befragten Gesundheitsämter (82 von 202 GÄ) an, aufsuchend im 

 Prostitutionsgewerbe unterwegs zu sein, so waren es laut einer Studie des Robert-

 Koch-Instituts im Jahr 2012 nur noch 20 % der nun befragten Gesundheitsämter (50 

 von 250 GÄ). Für das Jahr 2016 kam der Abschlussbericht von Steffan auf 21 % (34 

 von 161 GÄ).20  

 

 (5) Anstatt die gesetzliche Absicherung dieser aufsuchenden Arbeit im  

 Infektionsschutzgesetz abzusichern, schiebt sie den Migrantinnen das Problem in die  

                                                           
17

 vgl. Steffan, E. , Körner, Chr. , Netzelmann, T, Abschlussbericht zum Projekt „Bestandsaufnahme der 
Angebote der Gesundheitsämter in Deutschland für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter“, Okt. 2018, S. 40 
18

 vgl. Steffan, Elfriede et.al., 2018, S. 47 ff 
19

 vgl. Steffan, Elfriede et.al., 2018, S. 59 ff  
20

 vgl. Steffan, Elfriede et.al., 2018, S. 59 ff  
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 Schuhe. Das ist billig. 

 

 

4. Forderung nach verpflichtender Gesundheitsuntersuchung für  
     Prostituierte 
 

Breymaier: „Es ist die Aufgabe des Staates diese Frauen vor den immensen 

gesundheitlichen Risiken in der Prostitution zu schützen. Deshalb braucht es eine 

Gesundheitsuntersuchung vor Beginn und während der Ausübung der Tätigkeit. 

Gleichzeitig schützt die Gesundheits-untersuchung auch die Freier und deren Familien.“ 

(Quelle 3) 

 

Im Namen des „Schutzes“ und der von ihr behaupteten, aber nicht belegten „immensen 

gesundheitlichen Risiken in der Prostitution“ legitimiert Breymaier ihre Forderung nach einer 

Zwangsuntersuchung von Sexarbeiter/innen, die in mehrfacher Hinsicht die Grundrechte von 

Sexarbeiter/innen verletzt: Sie verletzt deren Menschenwürde, deren Recht auf körperliche 

Unversehrtheit sowie deren Grundrecht auf freie Berufsausübung. 

 

Breymaier weiß sehr wohl: „Früher hieß das Bockschein und war faktisch diskriminierend.“ 

(Quelle 2) Das hindert sie aber keineswegs, eine Wiederbelebung dieser diskriminierenden 

Praxis zu fordern. Der letzte Rest von Anstand und Respekt schmilzt dahin. 

 

 

5. Instrumentalisierung der gesundheitlichen Zwangsuntersuchung als 
     Mittel zur Abschreckung  
 

Breymaier: „Wenn ein Prostitutionsverbot in Sichtweite nicht zu erreichen ist, bin ich für 

jeden kleinen Schritt, der sie erschwert. Einer wäre die Gesundheitsprüfung. Früher 

hieß das Bock-schein und war faktisch diskriminierend. Sie wäre oft die einzige Chance, 

dass die Prostituierten herauskommen und mit anderen Frauen über ihre Situation sprechen 

können.“ (Quelle 2) 

 

Breymaier spricht hier unumwunden aus, dass eine gesundheitliche Zwangsberatung bzw. 

Zwangsuntersuchung gar nicht gesundheitlich motiviert ist, sondern nur ein Mittel für andere, 

nämlich außermedizinische Zwecke ist. Der eigentliche Zweck ist die ordnungs- und 

kriminalpolitische Kontrolle ist die Wahnvorstellung, es könne sich bei den kontrollierten 

Sexarbeiter/innen um so genannte „Zwangsprostituierte“ handeln. Das war auch der Grund, 

warum das BKA sich 2011 veranlasst sah, eine Wiedereinführung der gesundheitlichen 

Zwangsuntersuchung von Prostituierten zu fordern 

 

Breymaier offenbart mit ihrer Aussage, dass es ihr – egal wie – nur um die Verhinderung der 

Prostitution gehe, den ganzen Zynismus, der dem Prostituiertenschutzgesetz insgesamt 

eigen ist. Im Unterscheid zur offiziellen Begründung des Prostituiertenschutzgesetzes, 

plappert Breymaier drauflos und plaudert alles aus. 

 

Auch die Suche nach „Zwangsprostituierten“ ist lediglich ein Vorwand, um durch die 

staatliche Dauerüberwachung der Prostitution eine abschreckende Wirkung hinsichtlich der 

Aufnahme oder Fortführung der Prostitutionstätigkeit zu entfalten. Doch die Suche nach 

„Zwangs-prostituierten“ hat sich schon bald als Flop erwiesen. In Karlsruhe hatte man nach 

300 Beratungen im Gesundheitsamt keine „Zwangsprostituierte“ vorzuweisen. In Nürnberg 

hatte man nach 1.000 Beratungen im dortigen Gesundheitsamt ebenfalls keine „Zwangs 

prostituierten“ vorzuweisen. In Hamburg hatte man unter 1.700 registrierten 
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Sexarbeiter/innen nach Angaben des zuständigen Leiters gerade einmal „neun Fälle einer 

Notlage“ erkannt. In Frankfurt/Main, wo bis Juni 2019 insgesamt 2.804 Sexarbeiter/innen 

zwangsregistriert wurden, hat man nach Angaben eines kürzlich veröffentlichten 

Magistratsberichts in lediglich zwei Fällen auf das „Vorliegen von Zwangsprostitution“ 

geschlossen. 

 

 

6. Im Widerspruch zur WHO: ‚Gesundheitsschutz‘ durch Diskriminierung  
 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO definiert Gesundheit ganzheitlich: „Gesundheit ist ein 

Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlergehens und nicht nur 

das Fehlen von Krankheit oder Gebrechen“, heißt es in der   Verfassung der WHO. Vor 

diesem Hintergrund sind Stigmatisierung und gesellschaftliche Ausgrenzung Formen einer 

Diskriminierung von Prostitution, die mit der Forderung nach Gesundheitsschutz für 

Sexarbeiter/innen in Widerspruch stehen. 

 

So wird heute festgestellt: „Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit können krank machen. 

Auch die aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen und offenen Ressentiments haben 

Auswirkungen auf die seelische Gesundheit von Menschen.“21 Oder: „Wahrgenommene 

Diskriminierung steht im Zusammenhang mit beeinträchtigter psychischer und physischer 

Gesundheit.“22  

 

Wirft man einen Blick auf die von Breymaier vertretenen prostitutionspolitischen 

Forderungen, so wird schnell deutlich, dass sie nicht die Gesundheit von Prostituierten, 

sondern vielmehr die materielle und psychische Verelendung der Betroffenen zum Ziel 

haben. Breymaier und ihr Verein Sisters e.V. fordern: 

 

(1) Wiedereinführung der gesundheitlichen Pflichtuntersuchung 

(2) Mindestalter von 21 Jahren bei Prostitution 

(3) Anmeldepflicht von Prostituierten in Zuständigkeit der Polizei 

(4) Staatliche Überprüfung der Einsichtsfähigkeit von Prostituierten 

     (mit Recht auf Verweigerung der Anmeldung) 

(5) Kondompflicht 

(6) Schließung von Bordellen 

(7) Kriminalisierung von Prostitutionskunden  

(8) Soziale Unterstützung der Opfer von Prostitution und Menschenhandel 

 
All diese Forderungen erweisen sich als direkt diskriminierend und verdeutlichen das bei den 

Betroffenen verständlicherweise Angst einflößende Ziel einer Vernichtung von Arbeitsplätzen 

in der Prostitution als Hebel einer direkten bzw. indirekten Existenzvernichtung im Falle von 

Sexarbeit. 

 

Ausgehend von der Gesundheitsdefinition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) wird 

damit klar, dass es Breymaier in keiner Weise um die Gesundheit, sondern vielmehr um die 

Beschä-digung der Gesundheit von Sexarbeiter/innen geht. 

 

                                                           
21

 vgl. http://www.charite.de/charite/presse/pressemitteilungen /artikel/detail/kulturelle_vielfalt_ 
und_seelische_gesundheit/ 
22

 Pascoe & Smart Richman, 2009, vgl.  https://www.uni-marburg.de/fb04/ag-

klin/forschung/interkultur_migration/interkultur_diskriminierung 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Krankheit
https://de.wikipedia.org/wiki/Gebrechen
http://www.charite.de/charite/presse/pressemitteilungen%20/artikel/detail/kulturelle_vielfalt_%20und_seelische_gesundheit/
http://www.charite.de/charite/presse/pressemitteilungen%20/artikel/detail/kulturelle_vielfalt_%20und_seelische_gesundheit/
https://www.uni-marburg.de/fb04/ag-klin/forschung/interkultur_migration/interkultur_diskriminierung
https://www.uni-marburg.de/fb04/ag-klin/forschung/interkultur_migration/interkultur_diskriminierung
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7. In der Prostitution: Gesundheitsversorgung nur als Zwang denkbar  
 

Breymaier: „Sicherlich haben Sie schon Kritik an der Untersuchungspflicht gehört, 

dies sei stigmatisierend, eine „Zwangsuntersuchung“ usw. Solche Äußerungen 

machen mich wütend. Wer maßt sich an, angeblich im Namen der Betroffenen zu 

sprechen, diesen das Recht auf Gesundheitsvorsorge zu verwehren?“ (Quelle 3) 

 

Wer wie Breymaier eine staatlich verordnete „Untersuchungspflicht“ für Sexarbeiter/innen als 

Einlösung des „Rechts auf Gesundheitsversorgung“ darstellt, räumt ein, sich im Bereich der 

Prostitution eine Gesundheitsvorsorge nur als angeordnete, staatlich überwachte Zwangs-

maßnahme vorstellen zu können. Die „Rechte“, die man auf diese Weise den Sexarbeiter-

/innen zugesteht, erweisen sich als Pflichten-Katalog. Nicht die Frauen in der Prostitution, 

sondern stets andere – am Ende eben staatliche Stellen – sind es, die vorgeben zu wissen 

und letztlich bestimmen, was für Sexarbeiter/innen das Beste ist.  

 

Eine solche Einschränkung des Selbstbestimmungsrechts, die Frau Breymaier bei sich 

selbst wohl niemals akzeptieren würde, wird Sexarbeiter/innen als Inbegriff ihrer Freiheit 

verkauft. Anderer Art sind die Rechte nicht, die man gewillt ist, den dort tätigen Frauen zu 

gewähren. Die in der AIDS-Prävention gewonnene Einsicht, dass Zwang in der 

Gesundheitsversorgung nachhaltige Prävention konterkariert, wird damit ignoriert. Die 

interessierte Aufrechterhaltung der Fiktion von den der Selbstbestimmung nicht fähigen 

Prostituierten fordert ihren Tribut: die Fortsetzung der Stigmatisierung mit anderen Mitteln. 

 

 

8. Prostitutionsverbot für sichtbar schwangere Frauen  
 

Breymaier: „Für Frauen, die sichtbar schwanger sind, muss es ein 

Prostitutionsverbot geben und zwar ohne Wenn und Aber.“ (Quelle 3) 

 

Breymaier fordert grundsätzlich ein „Prostitutionsverbot“ (Quelle 2). Da kann es nicht 

schaden bereits heute schon Prostitutionsverbote für bestimmte Untergruppen der 

Sexarbeiter/innen einzufordern. Ganz oben auf ihrer Prioritätenliste steht die Gruppe der 18-

21-jährigen Sexarbeiter/innen, denen das Recht auf Ausübung dieser Tätigkeit mit Verweis 

auf ihre mangelnde Befähigung zur Selbstbestimmung abgesprochen wird. 

 

Breymaiers Forderung eines Verbots der Prostitutionsausübung durch „sichtbar 

Schwangere“ folgt dieser Linie, möglichst bereits heute partielle Prostitutionsverbote 

durchzusetzen. Im Falle schwangerer Sexarbeiter/innen werden die betreffenden Frauen 

nicht als Opfer ihrer eigenen Unerfahrenheit dargestellt, vor der man sie schützen will, 

sondern als Opfer perverser Kunden: „Auch Sexpartys mit Hochschwangeren, scheinen 

für bestimmte Männer ein besonderes Vergnügen zu sein, für das sie viel Geld zu zahlen 

bereit sind. In der Prostitution ist keine Perversion zu stark, um nicht auch nachgefragt und 

gelegt zu werden.“ (Quelle 3). 

 

Wie in anderen Fällen auch verfährt Breymaier bei Aussagen über Prostitution wie folgt: 

Ohne Angabe nachprüfbarer Quellen werden Sachverhalte als real behauptet. Umfang und 

Ausmaß (zumeist negativ bewerteter Sachverhalte) bleiben stets vage und werden 

gleichwohl als dramatisch hoch unterstellt. Auf die Angabe nachprüfbarer Quellen wird auch 

dabei verzichtet. Gleichwohl dienen die nun als ‚Fakten‘ kursierenden Vermutungen als 

Grundlage weitreichender, in aller Regel diskriminierender Bewertungen und 

gesellschaftspolitischer Schlussfolgerungen. 
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So verfährt Breymaier auch im Umgang mit Schwangeren. Von rechtlicher Gleichbehandlung 

mit anderen Berufen keine Spur. Gemäß § 3 Mutterschutzgesetz gilt für alle beruflichen 

Betätigungen, dass ein Beschäftigungsverhältnis aufgrund von Schwangerschaft nur für den 

Zeitraum „der letzten 6 Wochen vor der Entbindung“ ausgesetzt werden muss. Selbst 

das gilt nur unter dem Vorbehalt, dass die Schwangere sich dazu „ausdrücklich bereit 

erklärt“. Diese allgemein geltenden Regelungen werden durch Breymaiers Forderung im 

Hinblick auf Prostitution souverän außer Kraft gesetzt. Eine rechtliche Gleichbehandlung 

findet nicht statt. 

 

 

V. Breymaiers prostitutionspolitische Forderungen  
 

Zu den zentralen prostitutionspolitischen Forderungen von Breymaier und der von ihr 

unterstützten Organisation Sisters e.V. gehören: 

 

(1) Anmeldepflicht von Prostituierten in der Zuständigkeit der Polizei 

     Begründung: (1) Armuts- und Zwangsprostituierte profitieren von Anmeldepflicht: mehr  

     Sicherheit, Zugang zu Informationen. „Erst dadurch erhalten sie eine Identität. Das  

     bedeutet Schutz.“ (2) Zuständigkeit der Polizei, weil sie am ehesten feststellen kann, ob  

     jemand freiwillig oder gezwungen ist. 

 

(2) Staatliche Überprüfung der Einsichtsfähigkeit von Prostituierten 

     Begründung: (1) „Intellektuell eingeschränkte Personen“ müssen „besonders geschützt    

     werden“; (2) „Personen ohne die erforderliche Einsichtsfähigkeit“ wären die „geborenen  

     Opfer“; (3) „Die Praxis zeigt, dass der Anteil der Minderbegabten, Mindergebildeten oder  

     Analphabetinnen bei den südosteuropäischen Frauen erschreckend hoch ist.“ 

 

(3) Mindestalter von 21 Jahren bei Prostitution 

     Begründung: (1) junge Frauen sind oft Opfer von „loverboys“; (2) „Die Bereitschaft  

     Grenzen zu setzen, sich zu wehren, steigt mit dem Alter und der Erfahrung. Drei Jahre  

     machen in diesem Reifungsprozess sehr viel aus.“ (3) Erhöhung des Schutzalters wäre  

     „die effektivste Präventivmaßnahme schlechthin“. 

 

(4) Wiedereinführung der gesundheitlichen Pflichtuntersuchung 

     Begründung: (1) „Immense gesundheitliche Risiken der Prostitution“; (2) „Im Gegensatz  

     zur Allgemeinbevölkerung“ haben Prostituierte keine Möglichkeit, selbstverantwortlich und  

     selbstbestimmt zu handeln; (3) Prostituierte profitieren von Pflichtuntersuchung. 

 

(5) Kriminalisierung von Prostitutionskunden  

     Begründung: (1) die Nachfrage schafft den Markt der Prostitution; (2) die Nachfrage nach  

     sexuellen Dienstleistungen ist Ausübung von Gewalt und steht auf einer Stufe mit  

     Delikten wie „Körperverletzung“, „Vergewaltigung“ und „Mord“; (2) die sexuellen Wünsche  

     der Freier werden immer extremer und perverser 

 

(6) Schließung von Bordellen23 

                                                           
23

 Als Stuttgart im Zuge der Corona-Bekämpfung am 13.03.2020 als erste Stadt in Deutschland die Schließung 
der örtlichen Bordelle verfügte, twitterte Breymaier gleich drauflos: „Stuttgart verbietet #Prostitution wegen 
#Corona. Geht doch. Man(n) kann ja schon mal üben.“ Diese offenkundige Instrumentalisierung von 
Gesundheitsschutz für Zwecke der Prostitutionsgegner/innen gefiel nicht jedem: „‘Unverantwortlich‘, nennen 
viele diese Aussage in den sozialen Medien, ‚respektlos, widerlich‘. Die Berliner SPD-Staatssekretärin für 
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     Begründung: (1) Prostitution ist ein „Macht- und Gewaltinstrument zur Unterdrückung,  

     Erniedrigung und Vermarktung“ von Frauen und Mädchen. 

 

(7) Unterstützung der Opfer von Prostitution und Menschenhandel 

     Begründung: (1) Unterstützung beim Ausstieg aus der Prostitution gilt als Teilaspekt einer  

     „Entkriminalisierung“ von Prostituierten, worunter deren Herauslösung aus dem  

     hochkriminellen Bereich der Prostitution verstanden wird. 

 

Sämtliche prostitutionspolitische Forderungen von Breymaier basieren auf empirisch nicht 

belegten bzw. nicht überprüfbaren ideologischen Grundannahmen. Sie orientieren sich am 

Leitgedanken der Bekämpfung von Prostitution: Es geht in keinem Fall um die Lösung 

eines Sachproblems, sondern stets um die Frage: Wie geeignet ist eine Forderung, um die 

Ausübung des Berufs Prostitution maximal zu erschweren. Sie argumentieren mit dem 

angeblichen „Schutz“ der betroffenen Sexarbeiter/innen, sind aber in jeder Hinsicht 

stigmatisierend, diskriminierend und kriminalisierend. Breymaiers prostitutionspolitische 

Forderungen folgen dem Grundsatz einer diskriminierenden rechtlichen Ungleichbehand-

lung von Prostitution gegenüber sämtlichen anderen beruflichen Betätigungen. Sämtliche 

Forderungen dienen nur als Mittel zur Durchsetzung des eigentlichen Ziels: Die  

Zerschlagung prostitutiver Infrastruktur durch Arbeitsplatzvernichtung im 

Prostitutionsgewerbe und die Existenzvernichtung mittels materieller Verelendung von 

Sexarbeiter/innen (Freierkriminalisierung). 
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